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Gewerkschaftsrat

Initiative zur Tarif-
einheit beendet

I N D U S T R I E

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Atomkatastrophe in Fukushima hat die De-
batte über die Energieversorgung neu belebt.
Auch der Gewerkschaftsrat hat sich in seiner
Sitzung im Mai mit diesem Thema befasst.
Nach intensiver Diskussion wurde ein energie-
politischer Antrag auf den Weg zum 3. Ordent-
lichen ver.di-Bundeskongress gebracht.
Gefordert wird der schnellstmögliche Ausstieg
aus der Atomenergie. Besonderen Wert legt der Antrag auf die
 Beschäftigungssicherung, was durch den Rückbau der Kraftwerke
 möglich sein sollte.

Auch die Politik hat reagiert: Die Laufzeitverlängerung ist vom Tisch,
die ältesten, abgeschalteten Kraftwerke sollen vom Netz bleiben, und
in einer Gesetzesinitiative ist der geordnete Ausstieg festgeschrieben.

Wir sehen die Bundesregierung in der Pflicht, ein umfassendes Ener-
giekonzept zu erarbeiten, die den Weg zu umweltschonender, aber
auch wirtschaftlicher Energieversorgung weist. Hier sind auch die
 Belange der Industrie zu berücksichtigen, die neben dem Strom vor
allem die Wärme brauchen. Gaskraftwerke können hier die Lösung
sein, und bis dahin, als Brückentechnologie, sicherlich auch die Kohle. 

Das Gebot der Stunde ist Energieeffizienz. Was gespart wird, muss
gar nicht erst produziert werden.

Für die Urlaubszeit wünsche ich euch und euren Angehörigen einen
schönen Urlaub, gute Erholung, und als eine Konsequenz aus dem
oben Beschriebenen den Umstieg aufs Fahrrad. W

Werner Filipowski
Mitglied des Gewerkschaftsrats 
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Vermessen

Wandel und 
Stillstand
Wandel und Stillstand in der
Vermessung war schon im  ers -
ten Industrie-Report ein Thema.
Der Tarifvertrag für die Beschäf-
tigten bei Öffentlich  bestellten
Vermessungsingenieuren ist seit
2002 in der Nach wirkung. Am
Stillstand hat sich nichts geän-
dert. Aber der Fachkräftemangel
hat die Vermesser erreicht 
(suedwestfalen-nachrichten.de).
Vermessen zu hoffen, dass dies
neuen Schwung bringt? Wandel
in Baden-Württemberg: Seit 
1. Juli übernehmen freie Inge-
nieure die Vermessungsarbeiten,
die Private in Auftrag geben
(Südwest Presse swp.de). Über
Wandel in der dualen Ausbil-
dung haben wir mehrfach  be -
richtet, jetzt mahnt der Ex-Vor-
sitzende des VDV Wandel bei
den Ingenieuren an, die zum
Geo informationsmanager mutie-
ren müssten. Da herrsche Still-
stand, so das vermessene(?)
 Urteil. Die interessanten Sachen
machten jetzt andere (business-
geomatics. com). W sus

Gefällt mir

„Ich habe nicht erwartet, dass es
in den eigenen Reihen solche
Kontroversen gibt“, sagte Bsirske
in der Fachbereichskonferenz.
„Heute würde ich es nicht noch-
mals so machen wie im Juli
2010.“ Doch in den aufbranden-
den Applaus der Konferenz fügte
er hinzu, dass er „in der Sache
nach wie vor von der Richtigkeit
überzeugt“ sei. Trotzdem war die
anschließende Abstimmung ein-

Die Initiative von BDA und DGB,
der ver.di-Gewerkschaftsrat als
auch ver.di-Bundesvorstand zuge-
stimmt hatten, sollte „die  Zer -
splitterung und Entsolidarisierung
verhindern“, hatte  ver.di-Vor -
sitzender Frank Bsirske noch bei
der  Bundesfachbereichs konferenz
 Medien, Kunst und Industrie 
Mitte April erläutert. Wo es aber
in ver.di Abstimmungen zur  Tarif -
einheit gab, sprachen sich die
ver.dianer mit großer Mehrheit
dagegen aus – nicht nur im Fach-
bereich 8, auch in Länder- und an-
deren Fachbereichskonferenzen.
Die Absicht, in einem  Unter -
nehmen allein die größte Gewerk-
schaft zum Maßstab für Streik -
recht und Friedenspflicht zu
 machen, sorgte für viel Unmut.

deutig: Bei nur drei Enthaltungen
wurden Bundesvorstand und Ge-
werkschaftsrat aufgefordert, „aus
der gemeinsamen DGB-BDA-In-
itiative zur gesetzlichen Regelung
der Tarifeinheit auszusteigen und
diese nicht weiter zu unterstüt-
zen. Der Bundesvorstand wird be-
auftragt, in diesem Sinn auch auf
den DGB-Vorstand einzuwirken.“
Nach dem Gewerkschaftsratsbe-
schluss zog der DGB die Not-
bremse: Das politische Ziel der
Tarifeinheit bleibe richtig, um
 Tarifpolitik zu stärken und  Tarif -
autonomie sicherzustellen. „Der
DGB sieht allerdings unter den
gegebenen Bedingungen keine
Möglichkeit, die Initiative von BDA
und DGB weiterzuverfolgen.“ W

sus

Die Initiative kam überraschend, der Widerstand in den Konferenzen
war heftig. Ende Mai beschloss der ver.di-Gewerkschaftsrat, aus der
 Initiative von DGB und Arbeitgebern zur gesetzlichen Regelung der
 Tarifeinheit auszusteigen. Am 7. Juni erklärte der DGB ihr Ende.

Die deutsche Automobilindu-
strie hat sich nach der Krise
sehr gut erholt und ist auf
Wachstumskurs. Insbesondere
auf Exportmärkten wie China
sind Fahrzeuge im Premium-
segment sehr gefragt. Und die
Gewinne sind auf Rekordkurs.
Gleichzeitig wird das Automo-
bil durch die Elektromobilität
praktisch neu erfunden und
man spricht vom demografi-
schen Wandel. Wie wirkt sich
nun diese Situation auf den
Fachkräftebedarf aus? Was ist
mit dem vielzitierten Fach-
kräfte- und Ingenieurmangel?
Dazu Überlegungen aus der
Sicht eines Betriebstrats in der
Autoindustrie.

An den deutschen Standorten
wurde die Automobilproduktion
nur moderat erhöht und dies bei
gleichzeitiger Erhöhung der
 Produktivität, das heißt, der Be-
schäftigungsstand im Produkti-
onsbereich ist gleichbleibend bis
leicht rückläufig. Hier sind über-
wiegend Facharbeiter eingesetzt,
der Fachkräftenachwuchs wird
durch die eigene Ausbildung
 ausreichend abgedeckt. Darauf
 achtet der Betriebsrat. Auch eine
große Zahl an Zeitarbeitneh-
 mer/in nen konnte in ein reguläres
Beschäftigungsverhältnis über-
nommen werden, ohnehin erhal-
ten die Zeitarbeitnehmer bei Audi
das gleiche Tarifentgelt wie die ei-
genen Mitarbeiter. Um Fachkräfte
für die E-Fahrzeuge zu haben,
werden in der Berufsausbildung
vermehrt Mechatroniker  ausge -
bildet und Mitarbeiter zu Elektro-
fachkräften weitergeschult.
Ebenso werden die Mitarbeiter
für die neuen Produktionsmetho-
den geschult.

Wettbewerb um Spezialisten

Im Ingenieursbereich und  ins -
besondere in der technischen
 Entwicklung ist durchaus ein
Wettbewerb um die besten Spe-
zialisten erkennbar. Hier werden

bei sogenannten Engpassqualifi-
kationen vereinzelt überdurch-
schnitt liche Gehälter bezahlt. Das
gab es aber auch schon früher.
Audi stellt zum Beispiel in diesem
und in den beiden nächsten Jah-
ren 1.200 Mitarbeiter, überwie-
gend im Akademikerbereich, ein.
Durch die hohe Attraktivität des
Unternehmens (etwa Entgelt und
Erfolgsbeteiligung, Sozialleistun-
gen, Entwicklungs- und Aufstiegs-
möglichkeiten, Vereinbarkeit von
Familie und Beruf, Frauenförde-
rung) übersteigen die Bewerbun-
gen die angebotenen Stellen um
ein Vielfaches. Weiter pflegt Audi
auch intensiven Kontakt mit den
Hochschulen, vergibt Diplom- 
und  Masterarbeiten und hat ein
 spezielles Programm für Dokto-
randen. Ein Mangel an gut  aus -
gebildeten Ingenieuren ist aus
meiner Sicht daher nicht erkenn-
bar.

Qualifizieren

Viele Facharbeiter nutzen die
Möglichkeit, um sich unter hohem
persönlichem und finanziellem
Engagement zum Meister oder
Techniker weiter zu qualifizieren.
Dies wird von Audi sogar durch
Förderprogramme finanziell un-
terstützt und durch  Wiederein -

Juli 2011

Fachkräftemangel 

Gute Bedingungen – 
gute Bewerbungen

stellungszusagen wird der Ar-
beitsplatz gesichert. Leider finden
diese Kollegen/innen nicht immer
einen ihrer Qualifikation entspre-
chenden Arbeitsplatz, sie „ver -
sauern“ in der Montage. Viele
Stellen, die für Ingenieure ausge-
schrieben sind, könnten aus
 meiner Sicht auch mit gut qualifi-
zierten Meistern oder Technikern
besetzt werden. 

Potenzial nutzen

Betriebliche Vorgesetzte könnten
auch mit etwas Fantasie die
 Arbeitsaufgaben innerhalb ihrer
 Abteilung entsprechend organi-
sieren. Hier geht dem Unterneh-
men eine Chance verloren, das
Potenzial der eigenen und hoch
motivierten Mitarbeiter zu nut-
zen. Aus meiner Sicht besteht hier
noch  Handlungs bedarf.

Fazit: Wer ausreichend ausbildet,
wer seine eigene Belegschaft
 entsprechend qualifiziert und zu-
kunftsfest macht und wer attrak-
tive Arbeitsbedingen bietet, hat
keinen Fachkräftemangel. W

Ulrich Bareiß
Mitglied des Betriebsrates 
der Audi AG Werk Ingolstadt

Meister-BAföG

Eine Chance auch 
in der Industrie

Die Zahl der Empfängerinnen
und Empfänger von „Meister-
BAföG“ stieg im vergangenen
Jahr um 5,6 Prozent. Wie das
Statistische Bundesamt mitteilt,
erhielten 2010 etwa 166 000
Personen „Meister-BAföG“-
 Leistungen nach dem Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetz.
31 Prozent der Geförderten
waren Frauen. Ihre Zahl nahm
gegenüber 2009 um sechs Pro-
zent auf rund 52.000 zu. Bei
den Männern stieg die Geför-
dertenzahl im Jahr 2010 im Ver-
gleich zum Vorjahr um 5,5
Prozent auf knapp 115.000. An
Förderleistungen wurden insge-
samt rund 519 Millionen Euro
bewilligt, 13,8 Prozent mehr als
2009. Mehr als jede zweite Fort-
 bildung wurde nach dem Berufs-
bildungsgesetz durchgeführt.
Hierunter fallen Fachwir te, Tech-
niker und Industriemeister.
Mehr Informationen unter
www.destatis.de W

Ranking

Traumjobs für 
Tüftler
Rankings sind beliebt – bei den
Siegern. Die Firma Trendence
hat 2011 ein „Graduate Baro-
meter“ erstellt, das im Manager
Magazin 5/2011 („Schwierige
Helden“) vorgestellt wurde.
Audi war zufrieden, die Firma
gewann sowohl bei den
„Traumjobs für Tüftler und Tech-
niker“ wie beim „Wunschzettel
für Betriebswirte“. Auffällig ist,
dass bei Ingenieuren und
BWLern unter den zehn besten
potenziellen Arbeitgebern fünf
bzw. vier Autobauer sind. Resü-
mee: Die heutige  Bewerber -
generation, „die die Macht der
Demografie hinter sich weiß“,
sei anspruchsvoll bei der
 Stellen wahl, und nicht nur auf
 Karriere, sondern auf eine
„Work-Life-Balance“ aus.
www.manager-
magazin.de W
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land. In der Schweiz hat
die Zürcher Hochschule
für Angewandte Wissen-
schaften zusammen 
mit zwei großen Unter-
nehmen untersucht, wie
Betriebe für Ingenieurin-
nen attraktiver werden
und die Hochschulen
mehr Studentinnen für
technische Studiengänge
gewinnen können. Er-
gebnis: Studentinnen be-
vorzugen Hochschulen,
in denen Technik und

Gesellschaft aufeinander bezogen
werden, und Betriebe, in denen es
eine kooperative Arbeitsorganisa-
tion gibt und ihre Laufbahnpla-
nung mit, und nicht trotz, einer
Familie ernst genommen wird. W

sus

Die Absolventen der Fächer
Mathematik, Ingenieurwissen-
schaften, Naturwissenschaften
und Technik (MINT) sind heut-
zutage begehrte Arbeitskräfte.
Kaum einer erinnert daran,
dass es auch Jahre gab, in
denen ein Diplom in Chemie
oder Physik keine direkte Ein-
trittskarte in die Arbeitswelt
war und daraufhin die Studen-
tenzahlen sanken. Jetzt wird
wieder gesucht und geworben,
und zwar schon in der Schule.

Die Fraunhofer-Talent-School
wirbt in Ferien-Workshops um die
Forscherinnen und Forscher von
Morgen, die sich ab dem Alter
von 14 Jahren für die Tüftel-Tage
im Oktober bewerben können.
Die Technische Hochschule Wildau
in Brandenburg bot in diesem

Jahr zum dritten Mal das zehn
Monate laufende  Projekt  „Schü-
ler-Ingenieur-Akademie“ an. 

„Women Wildly Wanted“  pro -
pagiert die Informatik an der Uni
 Lübeck mit einem Plakat voller
Kussmündchen. Zwischen zehn
und zwanzig Prozent schwankt
dort der Anteil weiblicher Studen-
ten, doch es sollen 50 Prozent
werden.

Die Hochschule Zittau/Görlitz
lockt ihre Studierenden mit einem
„Praktikumspark Lebendiger
Energiemix“ zum Durchhalten,
denn nicht nur die Geisteswissen-
schaften, auch die MINT-Fächer
kämpfen gegen Studienabbruch:
„Die Motivation, sich durch die
,trockenen’ ersten Semester zu
büffeln, soll gesteigert werden“,

heißt es in dem Aufruf. Zum Spaß
an „Tüfteln und Teamarbeit“ sind
alle Studierenden eingeladen,
nicht nur künftige Naturwissen-
schaftler.

Dieser Trend zur Nachwuchswer-
bung  betrifft nicht nur Deutsch-

MINT

Werben um den Nachwuchs

„Unterm Strich haben wir un-
sere Mandate gehalten“, resü-
miert der ver.di-Beauftragte
für die alle sechs Jahre statt-
findenden Sozialwahlen, Axel
Schmidt. Bei einigen Sozialver-
sicherungsträgern hat ver.di
sogar ein besseres Ergebnis
erreicht als 2005, allerdings
machen viele Fusionen in den
vergangenen Jahren einen di-
rekten Vergleich schwierig.
Insgesamt ist es nicht gelun-
gen, die Wahlbeteiligung von
rund 30 Prozent zu erhöhen.

Dabei hatte sich Schmidt extra
etwas Besonderes einfallen las-
sen, einen SMS-Alarm, der die
Abonnenten daran erinnern sollte,
die ihnen nach Hause geschickten
Wahlunterlagen dann ausgefüllt
rechtzeitig zu ihrem Versiche-
rungsträger zu senden. 300 ver.di-
Mitglieder haben diesen Service
genutzt, aber Schmidt sagt: 
„Ich würde es trotzdem wieder
machen, aber es war noch zu
kompliziert. Es muss einfacher

werden.“ Die Flyer zur Sozialwahl
stießen auf großes Interesse, so
dass der Sozialwahlfachmann
alles in allem zufrieden ist.

ver.di hat bei allen Sozialversiche-
rungsträgern mit einer eigenen
Liste kandidiert, ebenso wie die
IG Metall. Die restlichen DGB-Ge-
werkschaften haben gemeinsame
Listen präsentiert. Bei den Unfall-
versicherungen gibt es allerdings
im DGB die Absprache, „dass die
entsprechende branchenbezo-
gene Gewerkschaft federführend

ist und sich die anderen Gewerk-
schaften hier heraushalten“, er-
läutert Schmidt in „sopo aktuell
111“ mit dem Titel „ver.di sagt
Danke!“, die sich im Detail mit
den Wahlergebnissen beschäftigt. 

Deshalb kandidiert ver.di nicht bei
der Berufsgenossenschaft (BG)
Holz/Metall, die ihre Sozialwahl
erst zwischen dem 15. August
und dem 5. Oktober direkt in den
Betrieben organisiert. „Bei den
Berufsgenossenschaften sind die
Unternehmen Mitglieder, nicht die
Arbeitnehmer. Deshalb müssen
die Arbeitgeber die  Wahlunter -
lagen in den Betrieben an ihre Ar-
beitnehmer verteilen“, erläutert
Schmidt.

Eine ähnliche DGB- Absprache gilt
bei der BG Rohstoffe/Chemie/
Industrie, bei der BG BAU und bei
der BG Nahrungsmittel und
 Gastgewerbe. Schmidt empfiehlt
ver.di-Mitgliedern in diesen Berei-
chen die Wahl der DGB-Schwes -
ter gewerkschaft. 

Nach den konstituierenden
 Sitzungen der jetzt gewählten
Kandidatinnen und Kandidaten in
den Versichertenparlamenten im
September und Oktober wird
ver.di diese mit ihren Positionen
im Netz vorstellen. Sie sollen so
auch direkt erreichbar sein. W

sus

Die Ergebnisse im Detail:
www.sopo.verdi.de

Sozialwahl

Mandate gehalten
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Der Mitgliederverlust in ver.di sei
inzwischen extrem verlangsamt,
in Landesbezirken wie Sachsen/
Sachsen-Anhalt/Thüringen,
 Bayern und Berlin-Brandenburg
konnte die Entwicklung umge-
dreht werden. Auch in der Fach-
gruppe Industrie/industrielle
Dienstleistungen seien die Aus-
trittszahlen deutlich zurückgegan-
gen, obwohl die Fachgruppe in
den Bereichen Metall und Chemie
nicht offensiv werben könne.
„Das ist das Ergebnis einer enga-
gierten Fachgruppenarbeit – ins-
besondere auf dem Feld der Be-
rufspolitik“, unterstrich Werneke.
Dabei sollen auch die  ver abrede -
ten Beiträge ver.dis zur Tarifarbeit
aktiv ausgeschöpft werden. 

Lebhaft diskutiert wurden die An-
träge zur Einschränkung oder
 Abschaffung der Leih- oder Zeit-
arbeit. Nachdem die Tarifverträge
der sogenannten Christlichen
 Gewerkschaften durch arbeitsge-
richtliches Urteil keine Anerken-
nung mehr genießen, ist nun der
unter der Federführung des DGB
abgeschlossene Tarifvertrag zur
Leiharbeit derjenige, der eine glei-
che Bezahlung für gleiche Arbeit
noch verhindere, fasste Werneke
zusammen. Deshalb heiße seine
Aufforderung „Aussteigen“. Er
fügte unter dem Beifall der Dele-
gierten hinzu, dass dieses Mal die
Chancen auf eine Mehrheit im
ver.di-Bundeskongress im Herbst
in Leipzig besser seien. 

„Den Rücken gerade“, forderte
Bsirske nicht nur für die Tarifaus-
einandersetzungen des Fachbe-
reichs: Die Kirchen nähmen sich
heraus, „bestimmen zu  wollen,
welche Grundrechte bei ihnen an-
wendbar“ seien. Die Kampagne
„Gerecht geht anders“ für die
Daseinsvorsorge in den Kommu-
nen und gegen den „krassen Ge-
gensatz“ von Banker-Boni und
Hartz IV habe den Nerv vieler
Menschen getroffen. ver.di wolle
politische Entscheidungen beein-
flussen und „keine Sozialabbau-
Orgie wie in den USA“. „Der
Mindestlohn ist erst vom Tisch,
wenn wir ihn haben.“ Genug The-
men also bis zum Herbstkongress
von ver.di in Leipzig, der unter
dem Motto stehen soll: „ver.di
vereint für Gerechtigkeit“ W

Susanne Stracke-Neumann

Details zu Anträgen, 
Resolutionen, Wahlen unter
http://medien-kunst-
industrie.verdi.de/
bundesfachbereich/fach
bereichskonferenz-2011

Nach vier Jahren voller  Kon -
flikte mit dem politischen
Geg ner in Gesellschaft,
 Branchen und Betrieben ging
es auch bei der Konferenz um
Einschnitte in  Manteltarif -
verträge sowie Ausgliederung
und Befristung.

„Weite Teile der Medien- und
 Kulturbranche sind zur Giftküche
des Kapitalismus geworden, zum
Erprobungslabor für das Aushe-
beln und Unterwandern von Tarif-
schutz und Vertragsrecht von
Selbstständigen“, fasste der mit
über 95 Prozent der Stimmen
wiedergewählte Fachbereichslei-
ter Frank Werneke die vier Jahre
zusammen. Die Antwort: Gegen-
wehr organisieren, Konfliktfähig-
keit aufbauen, Arbeitskämpfe
durchführen. „Es hat in den ver-
gangenen Jahren nach meiner
 Erinnerung keine Sitzung des
ver.di-Bundesvorstands gegeben,
in der wir nicht für irgendeine
Branche, irgendeinen Betrieb des
Fachbereiches zumindest einen
Streikbeschluss gefasst haben.“ 

Dieser Fachbereich betreibe be-
triebliche und tarifliche Konflikte
offensiv: „Wir setzen der Gier der
Mächtigen die Mächtigkeit  ent -
gegen, die durch den Zusammen-
schluss der Vielen entsteht. … Zu
diesem Selbstverständnis gehört,
dass wir uns zu einem uneinge-
schränkten Recht auf Streik beken-
nen“, sagte Werneke und machte

deutlich, dies gelte auch politisch.
„Ich habe noch nie eine so unver-
schämte Forderung erlebt“, er-
klärte Fachbereichsvorsitzender
Ralf Fenske, mit über 90 Prozent
im Amt bestätigt, zur Forderung
der Zeitungsverleger, für Berufs-
einsteiger und Stellenwechsler in
den Redaktionen ein „Tarifwerk
II“ einzuführen und die Gehälter
um über 25 Prozent abzusenken.
Die in der Druckindustrie eben-
falls angepeilten Verschlechterun-
gen des Manteltarifvertrags
konnten inzwischen abgewehrt
werden, die Auseinandersetzun-
gen in den  Zeitungsredaktionen
dauern an. Nach eindrucksvollen
Warnstreiks ist die Urabstimmung
für Streiks angelaufen. „Was Euch
bevorsteht, wird eine harte, mas-
sive Auseinandersetzung sein, die
die Unterstützung der Gesamtor-
ganisation braucht“, prophezeite
ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske
ahnungsvoll.
In einem Rückblick auf zehn Jahre
ver.di und die  Gewerkschafts -
fusionen in vielen Ländern wies
Werneke darauf hin, ver.di sei
„die einzige Multibranchenge-
werkschaft in Europa, in der die
Branchenorganisationen, also in
unserer Terminologie die Fachbe-
reiche, ein gesichertes Maß an
Selbstbestimmung besitzen. Und
die einzige, in der die politische
Planung, Schwerpunktsetzung
und Priorisierung für die Tarif-
und Betriebspolitik in den   Fach -
bereichen stattfindet.“

Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Juli 2011

Fachbereichskonferenz

Macht der Vielen 
gegen Gier der Mächtigen

Der neue Fachgruppenvorstand
Bei der Fachbereichskonferenz wurden zwei Mitglieder der Fachgruppe
Industrie in den Vorstand gewählt: (vorne, von links) Wolfgang
 Pertramer und Gisela Beate Münchow. Ihre Stellvertreter sind Matthias
Träger und Angelika Rahn. Die weiteren Vorstandsmitglieder neben
ihnen sind Detlef Schütz und Karin Wagner, in der mittleren Reihe Peter
Schrott, Joachim Schraivogel, Vorsitzender Ralf Fenske,  Fachbereichs -
leiter Frank  Werneke, Jugendvertreterin  Maximiliane Friedl, ver.di-
 Kulturbeauftragte Regine Möbius und in der hinteren Reihe Ulrich
Janßen, Josef Zuber, Stefan Gretsch, Ingrid Eckert, Gesa von Leesen,
Ralf Zeidler und Ludwig Pertl. Weitere Mitglieder, aber  leider nicht im
Bild, sind  Rainer Butenschön, Lorenz Mueller-Morenius, Anja Arp 
und Martin Hausding.
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Ein paar Zahlen

Zur Konferenz waren 120 Dele-
gierte eingeladen, es kamen
118. Davon waren 44 weiblich
und die Frauenquote war mit 37
Prozent (über)erfüllt. Das Durch-
schnittsalter lag bei 52 Jahren,
der Durchschnittsbeitrag der
 Delegierten bei 27,86 Euro und
damit geringfügig höher als bei
der Konferenz der FG Industrie
(26,41) im Februar. 

Wie sehr sich der Automobil-
bau in Zukunft verändern
wird, zeigte beim Ökologiese-
minar von AIN und mti Bayern
am Tegernsee der Vortrag von
Ulrich Bareiß. 

Bareiß, Planungsingenieur und
Betriebsrat bei der Audi AG, erläu-
terte die Grundlagen der verschie-
denen Antriebstechniken von
Hybridtechniken (Micro-, Mild-,
Full-, Plug In-, Hybrid) bis hin zum
reinen E-Fahrzeug.

Zu den neuen Technologien im
Automobilbau und deren Pro-
blemfeldern gehören als Kern-
stück der Energiespeicher, sprich
die Batterie. Hier ist die Technik
laut Bareiß bei Weitem noch nicht
auf dem gewünschten Stand. Für
das Antriebssystem sind verschie-
dene Techniken wie serieller oder
paralleler Hybrid möglich. Das
komplette Fahrwerk wie Bremsen,
Lenkung, Elektronik, Abgassystem
ist bei Hybridfahrzeugen neu an-
zupassen. Um das Gewicht der
Batterie zu kompensieren, müssen
entsprechende  Leichtbau karossen
bis hin zu Verbundwerkstoffen
entwickelt werden. Selbst bei ein-
fachen Dingen wie der Ladesäule
oder Steckdose gibt es keine inter-
nationale Normung.

Das automatische Aufladen über
Induktionsschleifen wird unter-
sucht. Ebenso müssen die elektro-
magnetischen Störfelder bei
einem E-Fahrzeug beachtet wer-
den. Da die Batterien nur in
einem eng begrenzten Tempera-
turbereich ihren optimalen Wir-
kungsgrad haben, müssen diese
gekühlt oder klimatisiert werden.
Ebenso möchte ein Fahrzeugnut-
zer nicht auf seinen gewohnten
Komfort wie elektrische Fenster-
heber verzichten, im Winter nicht
frieren und im Sommer nicht
schwitzen (Klimaanlage/Heizung).
Dies wiederum kostet Energie
und schmälert die Reichweite der
Batterie. Hier sind intelligente
Konzepte gefragt. Und zuletzt

neue Berufsbilder entstehen. Eine
bessere Förderung von Meistern
und Technikern als betriebliche
Fachkräfte und Aufstiegsmöglich-
keiten sind unabdingbar.

Auch in der Fabrikstruktur wird es
einen Wandel geben, prophezeite
er. Neue Umformtechniken und
Fügetechniken werden Einzug
 halten, die Derivatisierung wird
zunehmen. Die klassische Moto-
renfertigung wird zurückgehen.
Ob der Einstieg der  Automobil -
hersteller in die Produktion von
Batterien, Motoren und Elektro-
nikbauteilen gelingt, ist ungewiss.
Dies alles bedeutet mehr Ferti-
gungsfläche und mehr logistische
Intelligenz. Ebenso wird sich die
Zulieferindustrie wandeln müssen
und es wird vermehrt zu Koopera-
tionen oder Übernahmen kommen.

Zum Schluss ging Bareiß auf die
Zielvorstellungen des „Nationa-
len Entwicklungsplanes Elektro-
mobilität“ ein und zeigte die
unterschiedlichen Förderpro-
gramme in Deutschland und
Europa, die CO2-Gesetzgebung in
Europa, USA (Green House Gas I,

II) und China sowie interessante
Förderprogramme von Städten
wie Amsterdam und Oslo.

Bareiß zeigte sich überzeugt:
„Elektromobilität ist ein hoch-
komplexes technisches Thema,
das uns Ingenieure die nächsten
Jahrzehnte beschäftigen wird. Al-
ternativen wie Wasserstoffantrieb
(Brennstoffzelle) müssen trotz der
massiven Probleme parallel wei-
terverfolgt werden.“ Als Brücken-
technologie ist nach Einschätzung
des Referenten Erdgas bezie-
hungsweise Autogas gut geeig-
net, da es weniger CO2-Ausstoß
hat als Diesel und höhere Res-
sourcen vorhanden sind.

In den Diskussionen wurden von
den Teilnehmer/innen vor allem
die Problematik der Ökobilanz,
der Stromerzeugung mit erneuer-
baren Energien und die Proble-
matik des Stromtransportes
angesprochen. Als weiteres
Thema für die Gewerkschafter
 kristallisierte sich ein spezifischer
Fachkräftebedarf heraus, der von
den Unternehmen entsprechend
zu qualifizieren ist. W

möchte der Kunde auch über ein
entsprechendes Fahrerinformati-
onssystem verfügen.

Im zweiten Teil des Vortrages ging
Ulrich Bareiß auf die Auswirkun-
gen der neuen Technologie in der
Arbeitswelt ein. Das Besondere
dieser neuen Herausforderungen
besteht in der Vielfalt an neuen
Themen, die zeitgleich und in teil-
weise für die Automobilindustrie
unbekannten Wissensgebieten
präsent werden. Bei der Mitarbei-
terqualifikation wird es eine Ver-
schiebung vom klassischen
Metallbereich hin zum Elektrobe-
reich geben. Weiter wird der pro-
zentuale Anteil an Akademikern
im Unternehmen steigen. 

Im Zuge des demografischen
Wandels werden 80 Prozent der
Mitarbeiter auch noch in zehn
Jahren im Berufsleben stehen,
über ein Viertel davon wird in die-
sem Zeitraum mit neuen Aufga-
ben und Wissen betraut sein,
schätzt Bareiß. Dies stellt eine
enorme Herausforderung an die
inner- und außerbetriebliche Qua-
lifikation dar. Zusätzlich werden

Automobilbau

Mobilität der Zukunft – 
Qualifikation der Zukunft

Zulassungssteuer Jährliche Steuer Zulassungssteuer und jährliche Steuer

Fleckenteppich – unterschiedliche Besteuerung in der EU
Belgien
Einkommenssteuerminderung bei Kauf < 115 g/km, Wallon. 
Region: Bonus für < 126 und Malus für > 155 g/km, 
geldwerter Vorteil auf Basis CO2

Dänemark
Jährliche Steuer und Bonus/Malus auf Zulassungssteuer in 
Abh. der Reichweite in km/l

Deutschland
Umstellung Kfz-Steuer auf CO2 Emissionen

Frankreich
Jährliche, nach CO2 gestaffelte Steuer, ab 2008 zusätzlich 
Zulassungssteuer (Bonus/Malus) mit CO2 Klassen

Finnland
12,2 bis 48,8 % Kaufpreis in Abh. von CO2 ab 2011 jährliche 
Steuer als Funktion von CO2

Großbritannien
Ab 2002: Bemessungsgrundlage der Firmenwagen-
besteuerung von CO2 und Jahresverdienst abhängig

Italien
Verschrottungsprämie: 1500,– €

Irland
14 % bis 36 % Prozentsatz Zulassungssteuer und jährliche 
Steuer gestaffelt nach CO2

Luxemburg
Jährliche Steuer auf CO2-Basis, Verschrottungsprämiie als 
Funktion von CO2

Malta
Zulassungs- und jährliche Steuer als Funktion von CO2

Niederlande
Zulassungssteuer CO2, Bonus/Malus von Effizienzklassen abhängig; 
jährliche Steuer: Bonus Otto < 110 g/km, Diesel < 95 g/km; ab 2012 Zulassungs- und 
Jahressteuer nach Kilometerangaben als Funktion von CO2

Norwegen
Importsteuer in Abhängigkeit von Gewicht und CO2 in Stufen bei 120, 140 und 180 g/km

Österreich
Ab 1992 Normverbrauchsabgabe mit max. 16 % Steuer vom Kaufpreis, 
ab 2010 Bonus bei 120 g/km und Malus bei 160 g/km für Otto

Portugal
Zulassungs- und jährliche Steuer als Funktion von Hubraum und CO2

Rumänien
Zulassungssteuer als Funktion von CO2

Schweden
Ab 07/2006: jährliche Steuer als Funktion von CO2

Slowenien
Ab 2010 Jahressteuer als Funktion von CO2

Spanien
Zulassungssteuer < 120 g/km 0 % und 200 g/km 14,75 %; 
Verschrottungsprämie in Funktion von CO2

Zypern
Zulassungssteuer und Boni für < 150 und < 120 g
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Doku und Links

Zu diesem und den anderen Vor-
trägen des Ökologieseminars
wird eine umfassende Dokumen-
tation erstellt. Diese können
über das Bildungswerk der ver.di
in Bayern, das auch der Veran-
stalter der Vortragsreihe ist, an-
gefordert werden. 
Herausgeber: ain und mti Bayern
Barbara.Zahn@verdi.de
Ulrich.bareiss@ain-online.net

ver.di http://www.verdi.de/
mti http://mti.verdi.de
AIN http://www.ain-online.net/

Der dreijährige Ausbildungs-
beruf „Augenoptiker“ wird
zum 1. August 2011 moderni-
siert.

Damit wird die technische Weiter-
entwicklung berücksichtigt, denn
einige handwerkliche Fertigkeiten
wie das „Bröckeln“ werden nicht
mehr benötigt. Die Brillengläser
werden heutzutage mit Hilfe von
High-Tech-Geräten in die Fassun-
gen eingearbeitet. Geändert hat
sich in der neuen, aber gleichna-
migen Berufsausbildung auch die
Prüfungsform. Es wird künftig die
„gestreckte“ Gesellenprüfung
 angewendet, das bedeutet, der
erste Teil der Gesellenprüfung löst
die bisherige Zwischenprüfung
ab. Sein Ergebnis ist Bestandteil
der Endnote. 

Eine Umsetzungshilfe „Ausbil-
dung gestalten“ wird derzeit vom
Bundesinstitut für Berufsbildung
(www.bibb.de) erarbeitet und
soll Anfang 2012 erscheinen.

Laut Zentralverband der Augen-
optiker hatten im Jahr 2010 ein
Drittel der Augenoptiker-Azubis
eine Hoch- oder Fachhochschul-
reife. Da der ZVA einen künftigen
Fachkräftemangel als eine seiner
„zentralen Herausforderungen“
sieht,  versucht er, auf Ausbil-
dungsmessen um Berufsnach-
wuchs zu werben. Das
angekündigte Berufsinformations-
portal für diesen Zweck
www.beerobi.de war zum
Redaktionsschluss allerdings noch
ohne Inhalt.

Als Weiterqualifizierung für Au-
genoptiker mit Meisterabschluss
oder vergleichbarem Studienab-
schluss und mindestens zwei Jah-
ren Berufserfahrung bietet der
ZVA seit 2010 eine Fortbildung
zum „Optometristen“ an. Die
Fortbildung dauert 270 Präsenz-
und 130 Online-Stunden. Außer-
dem gibt es in Zusammenarbeit
mit der FH Jena einen berufsbe-
gleitenden Bachelor für Gesellen
und Meister. Mehr Informationen
gibt es unter www.zva-akade-
mie.de W sus

Augenoptik

Ausbildung zum
1. August modernisiert

Der Akkreditierungsrat hat in seiner Sitzung im
Juni einstimmig beschlossen, dass eine optionale
Vergabe des Diplomgrades statt des Master- oder
Bachelorgrades nicht zulässig ist. Studiengänge,
welche dies vorsehen, seien nicht zulassungsfähig,
bereits akkreditierten Studiengängen, die dies be-
absichtigen, sei die Akkreditierung wieder zu
 entziehen. Die Verleihung des Diplomtitels wider-
spreche den gemeinsamen Strukturvorgaben der
Länder. Der Akkreditierungsrat ist das zentrale
 Beschlussgremium der Stiftung zur Anerkennung
von Studiengängen in Deutschland, die von den 
16 Bundesländern eingerichtet wurde. 

„Bizarr und grotesk“

Der Akkreditierungsrat widersprach damit den Plä-
nen von Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen,
die Verleihung des Diplomtitels zusätzlich möglich
zu machen. Der Deutsche Hochschulverband  be -

zeichnete diesen Beschluss als „bizarr und  grotesk“.
„Es gibt keinen vernünftigen Grund, bei Studien-
gängen, die unter Anerkennung und nach Maßgabe
der BA/MA-Struktur aufgebaut sind, die Vergabe des
Diplomgrades zu untersagen. Der Akkreditierungsrat
will mit seiner Entscheidung offenbar in eine neue
Eskalationsstufe eintreten und als Liquidator des
 Diploms in die Geschichtsbücher  eingehen.“

Die Vereinigung der neun großen Technischen Hoch-
schulen TU9 bekräftigte ebenfalls, dass der Grad
„Diplom-Ingenieur“ als „Markenzeichen deutscher
Ingenieursausbildung erhalten bleiben muss“.

Die Fachgruppe Industrie/Industrielle Dienstleistun-
gen hatte in ihrer Konferenz einen Antrag an den
ver.di-Bundesvorstand zur Erhaltung des Diplomti-
tels beschlossen. W

sus
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Chemie

Bayer-Konzern:
Beschäftigung
 sichern

Die Sicherung der Arbeitsplätze
am Standort Deutschland soll
im Bayer-Konzern oberste Ziel-
setzung bleiben. Darauf
 verständigte sich am 8. Juli der
Bayer-Vorstand  mit dem Ge-
samtbetriebsrat und den
 Gewerkschaftsvertretern. Be-
schlossen wurde vor dem
 Hintergrund der diskutierten
Umstrukturierungen im Konzern
die direkte Aufnahme von Ver-
handlungen um die bestehende
Gesamtbetriebsvereinbarung
„Beschäftigungssicherung bei
Bayer“ noch dieses Jahr  vor -
zeitig bis 2015 zu verlängern. W

Chancengleichheit

ver.di fordert 
die Frauenquote

Die Bilanz von zehn Jahren frei-
williger Selbstverpflichtung der
Wirtschaft auf Chancengleich-
heit von Männern und Frauen
hat die stellvertretende Vorsit-
zende der Vereinten Dienstlei-
stungsgewerkschaft (ver.di),
Margret Mönig-Raane als „er-
nüchternd“ bezeichnet: „Der
erste Gleichstellungsbericht do-
kumentiert, dass sich damit an
der benachteiligten Situation
der Frauen auf dem Arbeits-
markt nichts Entscheidendes
zum Positiven gewendet hat.“
Es sei daher allerhöchste Zeit,
die im Gleichstellungsbericht
geforderten gesetzlichen Rege-
lungen umzusetzen: „Die Bun-
desregierung hat es jetzt in
ihrem eigenen Bericht schwarz
auf weiß: Wir brauchen gesetz-
lich vorgeschriebene Frauen-
quoten.“ Die deutsche Arbeits-
ministerin Ursula von der Leyen
(CDU) und die EU-Justizkom-
missarin Viviane Reding hatten
gefordert, den Frauenanteil im
Aufsichtsrat beziehungsweise
Vorstand bis 2015 auf 30 und
bis 2020 auf 40 Prozent zu er-
höhen. W

Diplomgrade

Akkreditierungsrat: 
Diplomgrade sind unzulässig
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Der Mitgliederverlust in ver.di sei
inzwischen extrem verlangsamt,
in Landesbezirken wie Sachsen/
Sachsen-Anhalt/Thüringen,
 Bayern und Berlin-Brandenburg
konnte die Entwicklung umge-
dreht werden. Auch in der Fach-
gruppe Industrie/industrielle
Dienstleistungen seien die Aus-
trittszahlen deutlich zurückgegan-
gen, obwohl die Fachgruppe in
den Bereichen Metall und Chemie
nicht offensiv werben könne.
„Das ist das Ergebnis einer enga-
gierten Fachgruppenarbeit – ins-
besondere auf dem Feld der Be-
rufspolitik“, unterstrich Werneke.
Dabei sollen auch die  ver abrede -
ten Beiträge ver.dis zur Tarifarbeit
aktiv ausgeschöpft werden. 

Lebhaft diskutiert wurden die An-
träge zur Einschränkung oder
 Abschaffung der Leih- oder Zeit-
arbeit. Nachdem die Tarifverträge
der sogenannten Christlichen
 Gewerkschaften durch arbeitsge-
richtliches Urteil keine Anerken-
nung mehr genießen, ist nun der
unter der Federführung des DGB
abgeschlossene Tarifvertrag zur
Leiharbeit derjenige, der eine glei-
che Bezahlung für gleiche Arbeit
noch verhindere, fasste Werneke
zusammen. Deshalb heiße seine
Aufforderung „Aussteigen“. Er
fügte unter dem Beifall der Dele-
gierten hinzu, dass dieses Mal die
Chancen auf eine Mehrheit im
ver.di-Bundeskongress im Herbst
in Leipzig besser seien. 

„Den Rücken gerade“, forderte
Bsirske nicht nur für die Tarifaus-
einandersetzungen des Fachbe-
reichs: Die Kirchen nähmen sich
heraus, „bestimmen zu  wollen,
welche Grundrechte bei ihnen an-
wendbar“ seien. Die Kampagne
„Gerecht geht anders“ für die
Daseinsvorsorge in den Kommu-
nen und gegen den „krassen Ge-
gensatz“ von Banker-Boni und
Hartz IV habe den Nerv vieler
Menschen getroffen. ver.di wolle
politische Entscheidungen beein-
flussen und „keine Sozialabbau-
Orgie wie in den USA“. „Der
Mindestlohn ist erst vom Tisch,
wenn wir ihn haben.“ Genug The-
men also bis zum Herbstkongress
von ver.di in Leipzig, der unter
dem Motto stehen soll: „ver.di
vereint für Gerechtigkeit“ W

Susanne Stracke-Neumann

Details zu Anträgen, 
Resolutionen, Wahlen unter
http://medien-kunst-
industrie.verdi.de/
bundesfachbereich/fach
bereichskonferenz-2011

Nach vier Jahren voller  Kon -
flikte mit dem politischen
Geg ner in Gesellschaft,
 Branchen und Betrieben ging
es auch bei der Konferenz um
Einschnitte in  Manteltarif -
verträge sowie Ausgliederung
und Befristung.

„Weite Teile der Medien- und
 Kulturbranche sind zur Giftküche
des Kapitalismus geworden, zum
Erprobungslabor für das Aushe-
beln und Unterwandern von Tarif-
schutz und Vertragsrecht von
Selbstständigen“, fasste der mit
über 95 Prozent der Stimmen
wiedergewählte Fachbereichslei-
ter Frank Werneke die vier Jahre
zusammen. Die Antwort: Gegen-
wehr organisieren, Konfliktfähig-
keit aufbauen, Arbeitskämpfe
durchführen. „Es hat in den ver-
gangenen Jahren nach meiner
 Erinnerung keine Sitzung des
ver.di-Bundesvorstands gegeben,
in der wir nicht für irgendeine
Branche, irgendeinen Betrieb des
Fachbereiches zumindest einen
Streikbeschluss gefasst haben.“
Dieser Fachbereich betreibe be-
triebliche und tarifliche Konflikte
offensiv: „Wir setzen der Gier der
Mächtigen die Mächtigkeit  ent -
gegen, die durch den Zusammen-
schluss der Vielen entsteht. … Zu
diesem Selbstverständnis gehört,
dass wir uns zu einem uneinge-
schränkten Recht auf Streik beken-
nen“, sagte Werneke und machte
deutlich, dies gelte auch politisch.

„Ich habe noch nie eine so unver-
schämte Forderung erlebt“, er-
klärte Fachbereichsvorsitzender
Ralf Fenske, mit über 90 Prozent
im Amt bestätigt, zur Forderung
der Zeitungsverleger, für Berufs-
einsteiger und Stellenwechsler in
den Redaktionen ein „Tarifwerk
II“ einzuführen und die Gehälter
um über 25 Prozent abzusenken.
Die in der Druckindustrie eben-
falls angepeilten Verschlechterun-
gen des Manteltarifvertrags
konnten inzwischen abgewehrt
werden, die Auseinandersetzun-
gen in den  Zeitungsredaktionen
dauern an. Nach eindrucksvollen
Warnstreiks ist inzwischen die Ur-
abstimmung für Streiks angelau-
fen. „Was Euch bevorsteht, wird
eine harte, massive Auseinander-
setzung sein, die die Unterstüt-
zung der Gesamtorganisation
braucht“, prophezeite ver.di-Vor-
sitzender Frank Bsirske ahnungs-
voll.
In einem Rückblick auf zehn Jahre
ver.di und die  Gewerkschafts -
fusionen in vielen Ländern wies
Werneke darauf hin, ver.di sei
„die einzige Multibranchenge-
werkschaft in Europa, in der die
Branchenorganisationen, also in
unserer Terminologie die Fachbe-
reiche, ein gesichertes Maß an
Selbstbestimmung besitzen. Und
die einzige, in der die politische
Planung, Schwerpunktsetzung
und Priorisierung für die Tarif-
und Betriebspolitik in den   Fach -
bereichen stattfindet.“

Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Juli 2011

Fachbereichskonferenz

Macht der Vielen 
gegen Gier der Mächtigen

Der neue Fachgruppenvorstand
Bei der Fachbereichskonferenz wurden zwei Mitglieder der Fachgruppe
Industrie in den Vorstand gewählt: (vorne, von links) Wolfgang
 Pertramer und Gisela Beate Münchow. Ihre Stellvertreter sind Matthias
Träger und Angelika Rahn. Die weiteren Vorstandsmitglieder neben
ihnen sind Detlef Schütz und Karin Wagner, in der mittleren Reihe Peter
Schrott, Joachim Schraivogel, Vorsitzender Ralf Fenske,  Fachbereichs -
leiter Frank  Werneke, Jugendvertreterin  Maximiliane Friedl, ver.di-
 Kulturbeauftragte Regine Möbius und in der hinteren Reihe Ulrich
Janßen, Josef Zuber, Stefan Gretsch, Ingrid Eckert, Gesa von Leesen,
Ralf Zeidler und Ludwig Pertl. Weitere Mitglieder, aber  leider nicht im
Bild, sind  Rainer Butenschön, Lorenz Mueller-Morenius, Anja Arp 
und Martin Hausding.
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Ein paar Zahlen

Zur Konferenz waren 120 Dele-
gierte eingeladen, es kamen
118. Davon waren 44 weiblich
und die Frauenquote war mit 37
Prozent (über)erfüllt. Das Durch-
schnittsalter lag bei 52 Jahren,
der Durchschnittsbeitrag der
 Delegierten bei 27,86 Euro und
damit geringfügig höher als bei
der Konferenz der FG Industrie
(26,41) im Februar. 

Wie sehr sich der Automobil-
bau in Zukunft verändern
wird, zeigte beim Ökologiese-
minar von AIN und mti Bayern
am Tegernsee der Vortrag von
Ulrich Bareiß. 

Bareiß, Planungsingenieur und
Betriebsrat bei der Audi AG, erläu-
terte die Grundlagen der verschie-
denen Antriebstechniken von
Hybridtechniken (Micro-, Mild-,
Full-, Plug In-, Hybrid) bis hin zum
reinen E-Fahrzeug.

Zu den neuen Technologien im
Automobilbau und deren Pro-
blemfeldern gehören als Kern-
stück der Energiespeicher, sprich
die Batterie. Hier ist die Technik
laut Bareiß bei Weitem noch nicht
auf dem gewünschten Stand. Für
das Antriebssystem sind verschie-
dene Techniken wie serieller oder
paralleler Hybrid möglich. Das
komplette Fahrwerk wie Bremsen,
Lenkung, Elektronik, Abgassystem
ist bei Hybridfahrzeugen neu an-
zupassen. Um das Gewicht der
Batterie zu kompensieren, müssen
entsprechende  Leichtbau karossen
bis hin zu Verbundwerkstoffen
entwickelt werden. Selbst bei ein-
fachen Dingen wie der Ladesäule
oder Steckdose gibt es keine inter-
nationale Normung.

Das automatische Aufladen über
Induktionsschleifen wird unter-
sucht. Ebenso müssen die elektro-
magnetischen Störfelder bei
einem E-Fahrzeug beachtet wer-
den. Da die Batterien nur in
einem eng begrenzten Tempera-
turbereich ihren optimalen Wir-
kungsgrad haben, müssen diese
gekühlt oder klimatisiert werden.
Ebenso möchte ein Fahrzeugnut-
zer nicht auf seinen gewohnten
Komfort wie elektrische Fenster-
heber verzichten, im Winter nicht
frieren und im Sommer nicht
schwitzen (Klimaanlage/Heizung).
Dies wiederum kostet Energie
und schmälert die Reichweite der
Batterie. Hier sind intelligente
Konzepte gefragt. Und zuletzt

neue Berufsbilder entstehen. Eine
bessere Förderung von Meistern
und Technikern als betriebliche
Fachkräfte und Aufstiegsmöglich-
keiten sind unabdingbar.

Auch in der Fabrikstruktur wird es
einen Wandel geben, prophezeite
er. Neue Umformtechniken und
Fügetechniken werden Einzug
 halten, die Derivatisierung wird
zunehmen. Die klassische Moto-
renfertigung wird zurückgehen.
Ob der Einstieg der  Automobil -
hersteller in die Produktion von
Batterien, Motoren und Elektro-
nikbauteilen gelingt, ist ungewiss.
Dies alles bedeutet mehr Ferti-
gungsfläche und mehr logistische
Intelligenz. Ebenso wird sich die
Zulieferindustrie wandeln müssen
und es wird vermehrt zu Koopera-
tionen oder Übernahmen kommen.

Zum Schluss ging Bareiß auf die
Zielvorstellungen des „Nationa-
len Entwicklungsplanes Elektro-
mobilität“ ein und zeigte die
unterschiedlichen Förderpro-
gramme in Deutschland und
Europa, die CO2-Gesetzgebung in
Europa, USA (Green House Gas I,

II) und China sowie interessante
Förderprogramme von Städten
wie Amsterdam und Oslo.

Bareiß zeigte sich überzeugt:
„Elektromobilität ist ein hoch-
komplexes technisches Thema,
das uns Ingenieure die nächsten
Jahrzehnte beschäftigen wird. Al-
ternativen wie Wasserstoffantrieb
(Brennstoffzelle) müssen trotz der
massiven Probleme parallel wei-
terverfolgt werden.“ Als Brücken-
technologie ist nach Einschätzung
des Referenten Erdgas bezie-
hungsweise Autogas gut geeig-
net, da es weniger CO2-Ausstoß
hat als Diesel und höhere Res-
sourcen vorhanden sind.

In den Diskussionen wurden von
den Teilnehmer/innen vor allem
die Problematik der Ökobilanz,
der Stromerzeugung mit erneuer-
baren Energien und die Proble-
matik des Stromtransportes
angesprochen. Als weiteres
Thema für die Gewerkschafter
 kristallisierte sich ein spezifischer
Fachkräftebedarf heraus, der von
den Unternehmen entsprechend
zu qualifizieren ist. W

möchte der Kunde auch über ein
entsprechendes Fahrerinformati-
onssystem verfügen.

Im zweiten Teil des Vortrages ging
Ulrich Bareiß auf die Auswirkun-
gen der neuen Technologie in der
Arbeitswelt ein. Das Besondere
dieser neuen Herausforderungen
besteht in der Vielfalt an neuen
Themen, die zeitgleich und in teil-
weise für die Automobilindustrie
unbekannten Wissensgebieten
präsent werden. Bei der Mitarbei-
terqualifikation wird es eine Ver-
schiebung vom klassischen
Metallbereich hin zum Elektrobe-
reich geben. Weiter wird der pro-
zentuale Anteil an Akademikern
im Unternehmen steigen. 

Im Zuge des demografischen
Wandels werden 80 Prozent der
Mitarbeiter auch noch in zehn
Jahren im Berufsleben stehen,
über ein Viertel davon wird in die-
sem Zeitraum mit neuen Aufga-
ben und Wissen betraut sein,
schätzt Bareiß. Dies stellt eine
enorme Herausforderung an die
inner- und außerbetriebliche Qua-
lifikation dar. Zusätzlich werden

Automobilbau

Mobilität der Zukunft – 
Qualifikation der Zukunft

Zulassungssteuer Jährliche Steuer Zulassungssteuer und jährliche Steuer

Fleckenteppich – unterschiedliche Besteuerung in der EU
Belgien
Einkommenssteuerminderung bei Kauf < 115 g/km, Wallon. 
Region: Bonus für < 126 und Malus für > 155 g/km, 
geldwerter Vorteil auf Basis CO2

Dänemark
Jährliche Steuer und Bonus/Malus auf Zulassungssteuer in 
Abh. der Reichweite in km/l

Deutschland
Umstellung Kfz-Steuer auf CO2 Emissionen

Frankreich
Jährliche, nach CO2 gestaffelte Steuer, ab 2008 zusätzlich 
Zulassungssteuer (Bonus/Malus) mit CO2 Klassen

Finnland
12,2 bis 48,8 % Kaufpreis in Abh. von CO2 ab 2011 jährliche 
Steuer als Funktion von CO2

Großbritannien
Ab 2002: Bemessungsgrundlage der Firmenwagen-
besteuerung von CO2 und Jahresverdienst abhängig

Italien
Verschrottungsprämie: 1500,– €

Irland
14 % bis 36 % Prozentsatz Zulassungssteuer und jährliche 
Steuer gestaffelt nach CO2

Luxemburg
Jährliche Steuer auf CO2-Basis, Verschrottungsprämiie als 
Funktion von CO2

Malta
Zulassungs- und jährliche Steuer als Funktion von CO2

Niederlande
Zulassungssteuer CO2, Bonus/Malus von Effizienzklassen abhängig; 
jährliche Steuer: Bonus Otto < 110 g/km, Diesel < 95 g/km; ab 2012 Zulassungs- und 
Jahressteuer nach Kilometerangaben als Funktion von CO2

Norwegen
Importsteuer in Abhängigkeit von Gewicht und CO2 in Stufen bei 120, 140 und 180 g/km

Österreich
Ab 1992 Normverbrauchsabgabe mit max. 16 % Steuer vom Kaufpreis, 
ab 2010 Bonus bei 120 g/km und Malus bei 160 g/km für Otto

Portugal
Zulassungs- und jährliche Steuer als Funktion von Hubraum und CO2

Rumänien
Zulassungssteuer als Funktion von CO2

Schweden
Ab 07/2006: jährliche Steuer als Funktion von CO2

Slowenien
Ab 2010 Jahressteuer als Funktion von CO2

Spanien
Zulassungssteuer < 120 g/km 0 % und 200 g/km 14,75 %; 
Verschrottungsprämie in Funktion von CO2

Zypern
Zulassungssteuer und Boni für < 150 und < 120 g
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Doku und Links

Zu diesem und den anderen Vor-
trägen des Ökologieseminars
wird eine umfassende Dokumen-
tation erstellt. Diese können
über das Bildungswerk der ver.di
in Bayern, das auch der Veran-
stalter der Vortragsreihe ist, an-
gefordert werden. 
Herausgeber: ain und mti Bayern
Barbara.Zahn@verdi.de
Ulrich.bareiss@ain-online.net

ver.di http://www.verdi.de/
mti http://mti.verdi.de
AIN http://www.ain-online.net/

Der dreijährige Ausbildungs-
beruf „Augenoptiker“ wird
zum 1. August 2011 moderni-
siert.

Damit wird die technische Weiter-
entwicklung berücksichtigt, denn
einige handwerkliche Fertigkeiten
wie das „Bröckeln“ werden nicht
mehr benötigt. Die Brillengläser
werden heutzutage mit Hilfe von
High-Tech-Geräten in die Fassun-
gen eingearbeitet. Geändert hat
sich in der neuen, aber gleichna-
migen Berufsausbildung auch die
Prüfungsform. Es wird künftig die
„gestreckte“ Gesellenprüfung
 angewendet, das bedeutet, der
erste Teil der Gesellenprüfung löst
die bisherige Zwischenprüfung
ab. Sein Ergebnis ist Bestandteil
der Endnote. 

Eine Umsetzungshilfe „Ausbil-
dung gestalten“ wird derzeit vom
Bundesinstitut für Berufsbildung
(www.bibb.de) erarbeitet und
soll Anfang 2012 erscheinen.

Laut Zentralverband der Augen-
optiker hatten im Jahr 2010 ein
Drittel der Augenoptiker-Azubis
eine Hoch- oder Fachhochschul-
reife. Da der ZVA einen künftigen
Fachkräftemangel als eine seiner
„zentralen Herausforderungen“
sieht,  versucht er, auf Ausbil-
dungsmessen um Berufsnach-
wuchs zu werben. Das
angekündigte Berufsinformations-
portal für diesen Zweck
www.beerobi.de war zum
Redaktionsschluss allerdings noch
ohne Inhalt.

Als Weiterqualifizierung für Au-
genoptiker mit Meisterabschluss
oder vergleichbarem Studienab-
schluss und mindestens zwei Jah-
ren Berufserfahrung bietet der
ZVA seit 2010 eine Fortbildung
zum „Optometristen“ an. Die
Fortbildung dauert 270 Präsenz-
und 130 Online-Stunden. Außer-
dem gibt es in Zusammenarbeit
mit der FH Jena einen berufsbe-
gleitenden Bachelor für Gesellen
und Meister. Mehr Informationen
gibt es unter www.zva-akade-
mie.de W sus

Augenoptik

Ausbildung zum
1. August modernisiert

Der Akkreditierungsrat hat in seiner Sitzung im
Juni einstimmig beschlossen, dass eine optionale
Vergabe des Diplomgrades statt des Master- oder
Bachelorgrades nicht zulässig ist. Studiengänge,
welche dies vorsehen, seien nicht zulassungsfähig,
bereits akkreditierten Studiengängen, die dies be-
absichtigen, sei die Akkreditierung wieder zu
 entziehen. Die Verleihung des Diplomtitels wider-
spreche den gemeinsamen Strukturvorgaben der
Länder. Der Akkreditierungsrat ist das zentrale
 Beschlussgremium der Stiftung zur Anerkennung
von Studiengängen in Deutschland, die von den 
16 Bundesländern eingerichtet wurde. 

„Bizarr und grotesk“

Der Akkreditierungsrat widersprach damit den Plä-
nen von Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen,
die Verleihung des Diplomtitels zusätzlich möglich
zu machen. Der Deutsche Hochschulverband  be -

zeichnete diesen Beschluss als „bizarr und  grotesk“.
„Es gibt keinen vernünftigen Grund, bei Studien-
gängen, die unter Anerkennung und nach Maßgabe
der BA/MA-Struktur aufgebaut sind, die Vergabe des
Diplomgrades zu untersagen. Der Akkreditierungsrat
will mit seiner Entscheidung offenbar in eine neue
Eskalationsstufe eintreten und als Liquidator des
 Diploms in die Geschichtsbücher  eingehen.“

Die Vereinigung der neun großen Technischen Hoch-
schulen TU9 bekräftigte ebenfalls, dass der Grad
„Diplom-Ingenieur“ als „Markenzeichen deutscher
Ingenieursausbildung erhalten bleiben muss“.

Die Fachgruppe Industrie/Industrielle Dienstleistun-
gen hatte in ihrer Konferenz einen Antrag an den
ver.di-Bundesvorstand zur Erhaltung des Diplomti-
tels beschlossen. W

sus
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Chemie

Bayer-Konzern:
Beschäftigung
 sichern

Die Sicherung der Arbeitsplätze
am Standort Deutschland soll
im Bayer-Konzern oberste Ziel-
setzung bleiben. Darauf
 verständigte sich am 8. Juli der
Bayer-Vorstand  mit dem Ge-
samtbetriebsrat und den
 Gewerkschaftsvertretern. Be-
schlossen wurde vor dem
 Hintergrund der diskutierten
Umstrukturierungen im Konzern
die direkte Aufnahme von Ver-
handlungen um die bestehende
Gesamtbetriebsvereinbarung
„Beschäftigungssicherung bei
Bayer“ noch dieses Jahr  vor -
zeitig bis 2015 zu verlängern. W

Chancengleichheit

ver.di fordert 
die Frauenquote

Die Bilanz von zehn Jahren frei-
williger Selbstverpflichtung der
Wirtschaft auf Chancengleich-
heit von Männern und Frauen
hat die stellvertretende Vorsit-
zende der Vereinten Dienstlei-
stungsgewerkschaft (ver.di),
Margret Mönig-Raane als „er-
nüchternd“ bezeichnet: „Der
erste Gleichstellungsbericht do-
kumentiert, dass sich damit an
der benachteiligten Situation
der Frauen auf dem Arbeits-
markt nichts Entscheidendes
zum Positiven gewendet hat.“
Es sei daher allerhöchste Zeit,
die im Gleichstellungsbericht
geforderten gesetzlichen Rege-
lungen umzusetzen: „Die Bun-
desregierung hat es jetzt in
ihrem eigenen Bericht schwarz
auf weiß: Wir brauchen gesetz-
lich vorgeschriebene Frauen-
quoten.“ Die deutsche Arbeits-
ministerin Ursula von der Leyen
(CDU) und die EU-Justizkom-
missarin Viviane Reding hatten
gefordert, den Frauenanteil im
Aufsichtsrat beziehungsweise
Vorstand bis 2015 auf 30 und
bis 2020 auf 40 Prozent zu er-
höhen. W

Diplomgrade

Akkreditierungsrat: 
Diplomgrade sind unzulässig
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Der Mitgliederverlust in ver.di sei
inzwischen extrem verlangsamt,
in Landesbezirken wie Sachsen/
Sachsen-Anhalt/Thüringen,
 Bayern und Berlin-Brandenburg
konnte die Entwicklung umge-
dreht werden. Auch in der Fach-
gruppe Industrie/industrielle
Dienstleistungen seien die Aus-
trittszahlen deutlich zurückgegan-
gen, obwohl die Fachgruppe in
den Bereichen Metall und Chemie
nicht offensiv werben könne.
„Das ist das Ergebnis einer enga-
gierten Fachgruppenarbeit – ins-
besondere auf dem Feld der Be-
rufspolitik“, unterstrich Werneke.
Dabei sollen auch die  ver abrede -
ten Beiträge ver.dis zur Tarifarbeit
aktiv ausgeschöpft werden. 

Lebhaft diskutiert wurden die An-
träge zur Einschränkung oder
 Abschaffung der Leih- oder Zeit-
arbeit. Nachdem die Tarifverträge
der sogenannten Christlichen
 Gewerkschaften durch arbeitsge-
richtliches Urteil keine Anerken-
nung mehr genießen, ist nun der
unter der Federführung des DGB
abgeschlossene Tarifvertrag zur
Leiharbeit derjenige, der eine glei-
che Bezahlung für gleiche Arbeit
noch verhindere, fasste Werneke
zusammen. Deshalb heiße seine
Aufforderung „Aussteigen“. Er
fügte unter dem Beifall der Dele-
gierten hinzu, dass dieses Mal die
Chancen auf eine Mehrheit im
ver.di-Bundeskongress im Herbst
in Leipzig besser seien. 

„Den Rücken gerade“, forderte
Bsirske nicht nur für die Tarifaus-
einandersetzungen des Fachbe-
reichs: Die Kirchen nähmen sich
heraus, „bestimmen zu  wollen,
welche Grundrechte bei ihnen an-
wendbar“ seien. Die Kampagne
„Gerecht geht anders“ für die
Daseinsvorsorge in den Kommu-
nen und gegen den „krassen Ge-
gensatz“ von Banker-Boni und
Hartz IV habe den Nerv vieler
Menschen getroffen. ver.di wolle
politische Entscheidungen beein-
flussen und „keine Sozialabbau-
Orgie wie in den USA“. „Der
Mindestlohn ist erst vom Tisch,
wenn wir ihn haben.“ Genug The-
men also bis zum Herbstkongress
von ver.di in Leipzig, der unter
dem Motto stehen soll: „ver.di
vereint für Gerechtigkeit“ W

Susanne Stracke-Neumann

Details zu Anträgen, 
Resolutionen, Wahlen unter
http://medien-kunst-
industrie.verdi.de/
bundesfachbereich/fach
bereichskonferenz-2011

Nach vier Jahren voller  Kon -
flikte mit dem politischen
Geg ner in Gesellschaft,
 Branchen und Betrieben ging
es auch bei der Konferenz um
Einschnitte in  Manteltarif -
verträge sowie Ausgliederung
und Befristung.

„Weite Teile der Medien- und
 Kulturbranche sind zur Giftküche
des Kapitalismus geworden, zum
Erprobungslabor für das Aushe-
beln und Unterwandern von Tarif-
schutz und Vertragsrecht von
Selbstständigen“, fasste der mit
über 95 Prozent der Stimmen
wiedergewählte Fachbereichslei-
ter Frank Werneke die vier Jahre
zusammen. Die Antwort: Gegen-
wehr organisieren, Konfliktfähig-
keit aufbauen, Arbeitskämpfe
durchführen. „Es hat in den ver-
gangenen Jahren nach meiner
 Erinnerung keine Sitzung des
ver.di-Bundesvorstands gegeben,
in der wir nicht für irgendeine
Branche, irgendeinen Betrieb des
Fachbereiches zumindest einen
Streikbeschluss gefasst haben.“
Dieser Fachbereich betreibe be-
triebliche und tarifliche Konflikte
offensiv: „Wir setzen der Gier der
Mächtigen die Mächtigkeit  ent -
gegen, die durch den Zusammen-
schluss der Vielen entsteht. … Zu
diesem Selbstverständnis gehört,
dass wir uns zu einem uneinge-
schränkten Recht auf Streik beken-
nen“, sagte Werneke und machte
deutlich, dies gelte auch politisch.

„Ich habe noch nie eine so unver-
schämte Forderung erlebt“, er-
klärte Fachbereichsvorsitzender
Ralf Fenske, mit über 90 Prozent
im Amt bestätigt, zur Forderung
der Zeitungsverleger, für Berufs-
einsteiger und Stellenwechsler in
den Redaktionen ein „Tarifwerk
II“ einzuführen und die Gehälter
um über 25 Prozent abzusenken.
Die in der Druckindustrie eben-
falls angepeilten Verschlechterun-
gen des Manteltarifvertrags
konnten inzwischen abgewehrt
werden, die Auseinandersetzun-
gen in den  Zeitungsredaktionen
dauern an. Nach eindrucksvollen
Warnstreiks ist inzwischen die Ur-
abstimmung für Streiks angelau-
fen. „Was Euch bevorsteht, wird
eine harte, massive Auseinander-
setzung sein, die die Unterstüt-
zung der Gesamtorganisation
braucht“, prophezeite ver.di-Vor-
sitzender Frank Bsirske ahnungs-
voll.
In einem Rückblick auf zehn Jahre
ver.di und die  Gewerkschafts -
fusionen in vielen Ländern wies
Werneke darauf hin, ver.di sei
„die einzige Multibranchenge-
werkschaft in Europa, in der die
Branchenorganisationen, also in
unserer Terminologie die Fachbe-
reiche, ein gesichertes Maß an
Selbstbestimmung besitzen. Und
die einzige, in der die politische
Planung, Schwerpunktsetzung
und Priorisierung für die Tarif-
und Betriebspolitik in den   Fach -
bereichen stattfindet.“

Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Juli 2011

Fachbereichskonferenz

Macht der Vielen 
gegen Gier der Mächtigen

Der neue Fachgruppenvorstand
Bei der Fachbereichskonferenz wurden zwei Mitglieder der Fachgruppe
Industrie in den Vorstand gewählt: (vorne, von links) Wolfgang
 Pertramer und Gisela Beate Münchow. Ihre Stellvertreter sind Matthias
Träger und Angelika Rahn. Die weiteren Vorstandsmitglieder neben
ihnen sind Detlef Schütz und Karin Wagner, in der mittleren Reihe Peter
Schrott, Joachim Schraivogel, Vorsitzender Ralf Fenske,  Fachbereichs -
leiter Frank  Werneke, Jugendvertreterin  Maximiliane Friedl, ver.di-
 Kulturbeauftragte Regine Möbius und in der hinteren Reihe Ulrich
Janßen, Josef Zuber, Stefan Gretsch, Ingrid Eckert, Gesa von Leesen,
Ralf Zeidler und Ludwig Pertl. Weitere Mitglieder, aber  leider nicht im
Bild, sind  Rainer Butenschön, Lorenz Mueller-Morenius, Anja Arp 
und Martin Hausding.
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Ein paar Zahlen

Zur Konferenz waren 120 Dele-
gierte eingeladen, es kamen
118. Davon waren 44 weiblich
und die Frauenquote war mit 37
Prozent (über)erfüllt. Das Durch-
schnittsalter lag bei 52 Jahren,
der Durchschnittsbeitrag der
 Delegierten bei 27,86 Euro und
damit geringfügig höher als bei
der Konferenz der FG Industrie
(26,41) im Februar. 

Wie sehr sich der Automobil-
bau in Zukunft verändern
wird, zeigte beim Ökologiese-
minar von AIN und mti Bayern
am Tegernsee der Vortrag von
Ulrich Bareiß. 

Bareiß, Planungsingenieur und
Betriebsrat bei der Audi AG, erläu-
terte die Grundlagen der verschie-
denen Antriebstechniken von
Hybridtechniken (Micro-, Mild-,
Full-, Plug In-, Hybrid) bis hin zum
reinen E-Fahrzeug.

Zu den neuen Technologien im
Automobilbau und deren Pro-
blemfeldern gehören als Kern-
stück der Energiespeicher, sprich
die Batterie. Hier ist die Technik
laut Bareiß bei Weitem noch nicht
auf dem gewünschten Stand. Für
das Antriebssystem sind verschie-
dene Techniken wie serieller oder
paralleler Hybrid möglich. Das
komplette Fahrwerk wie Bremsen,
Lenkung, Elektronik, Abgassystem
ist bei Hybridfahrzeugen neu an-
zupassen. Um das Gewicht der
Batterie zu kompensieren, müssen
entsprechende  Leichtbau karossen
bis hin zu Verbundwerkstoffen
entwickelt werden. Selbst bei ein-
fachen Dingen wie der Ladesäule
oder Steckdose gibt es keine inter-
nationale Normung.

Das automatische Aufladen über
Induktionsschleifen wird unter-
sucht. Ebenso müssen die elektro-
magnetischen Störfelder bei
einem E-Fahrzeug beachtet wer-
den. Da die Batterien nur in
einem eng begrenzten Tempera-
turbereich ihren optimalen Wir-
kungsgrad haben, müssen diese
gekühlt oder klimatisiert werden.
Ebenso möchte ein Fahrzeugnut-
zer nicht auf seinen gewohnten
Komfort wie elektrische Fenster-
heber verzichten, im Winter nicht
frieren und im Sommer nicht
schwitzen (Klimaanlage/Heizung).
Dies wiederum kostet Energie
und schmälert die Reichweite der
Batterie. Hier sind intelligente
Konzepte gefragt. Und zuletzt

neue Berufsbilder entstehen. Eine
bessere Förderung von Meistern
und Technikern als betriebliche
Fachkräfte und Aufstiegsmöglich-
keiten sind unabdingbar.

Auch in der Fabrikstruktur wird es
einen Wandel geben, prophezeite
er. Neue Umformtechniken und
Fügetechniken werden Einzug
 halten, die Derivatisierung wird
zunehmen. Die klassische Moto-
renfertigung wird zurückgehen.
Ob der Einstieg der  Automobil -
hersteller in die Produktion von
Batterien, Motoren und Elektro-
nikbauteilen gelingt, ist ungewiss.
Dies alles bedeutet mehr Ferti-
gungsfläche und mehr logistische
Intelligenz. Ebenso wird sich die
Zulieferindustrie wandeln müssen
und es wird vermehrt zu Koopera-
tionen oder Übernahmen kommen.

Zum Schluss ging Bareiß auf die
Zielvorstellungen des „Nationa-
len Entwicklungsplanes Elektro-
mobilität“ ein und zeigte die
unterschiedlichen Förderpro-
gramme in Deutschland und
Europa, die CO2-Gesetzgebung in
Europa, USA (Green House Gas I,

II) und China sowie interessante
Förderprogramme von Städten
wie Amsterdam und Oslo.

Bareiß zeigte sich überzeugt:
„Elektromobilität ist ein hoch-
komplexes technisches Thema,
das uns Ingenieure die nächsten
Jahrzehnte beschäftigen wird. Al-
ternativen wie Wasserstoffantrieb
(Brennstoffzelle) müssen trotz der
massiven Probleme parallel wei-
terverfolgt werden.“ Als Brücken-
technologie ist nach Einschätzung
des Referenten Erdgas bezie-
hungsweise Autogas gut geeig-
net, da es weniger CO2-Ausstoß
hat als Diesel und höhere Res-
sourcen vorhanden sind.

In den Diskussionen wurden von
den Teilnehmer/innen vor allem
die Problematik der Ökobilanz,
der Stromerzeugung mit erneuer-
baren Energien und die Proble-
matik des Stromtransportes
angesprochen. Als weiteres
Thema für die Gewerkschafter
 kristallisierte sich ein spezifischer
Fachkräftebedarf heraus, der von
den Unternehmen entsprechend
zu qualifizieren ist. W

möchte der Kunde auch über ein
entsprechendes Fahrerinformati-
onssystem verfügen.

Im zweiten Teil des Vortrages ging
Ulrich Bareiß auf die Auswirkun-
gen der neuen Technologie in der
Arbeitswelt ein. Das Besondere
dieser neuen Herausforderungen
besteht in der Vielfalt an neuen
Themen, die zeitgleich und in teil-
weise für die Automobilindustrie
unbekannten Wissensgebieten
präsent werden. Bei der Mitarbei-
terqualifikation wird es eine Ver-
schiebung vom klassischen
Metallbereich hin zum Elektrobe-
reich geben. Weiter wird der pro-
zentuale Anteil an Akademikern
im Unternehmen steigen. 

Im Zuge des demografischen
Wandels werden 80 Prozent der
Mitarbeiter auch noch in zehn
Jahren im Berufsleben stehen,
über ein Viertel davon wird in die-
sem Zeitraum mit neuen Aufga-
ben und Wissen betraut sein,
schätzt Bareiß. Dies stellt eine
enorme Herausforderung an die
inner- und außerbetriebliche Qua-
lifikation dar. Zusätzlich werden

Automobilbau

Mobilität der Zukunft – 
Qualifikation der Zukunft

Zulassungssteuer Jährliche Steuer Zulassungssteuer und jährliche Steuer

Fleckenteppich – unterschiedliche Besteuerung in der EU
Belgien
Einkommenssteuerminderung bei Kauf < 115 g/km, Wallon. 
Region: Bonus für < 126 und Malus für > 155 g/km, 
geldwerter Vorteil auf Basis CO2

Dänemark
Jährliche Steuer und Bonus/Malus auf Zulassungssteuer in 
Abh. der Reichweite in km/l

Deutschland
Umstellung Kfz-Steuer auf CO2 Emissionen

Frankreich
Jährliche, nach CO2 gestaffelte Steuer, ab 2008 zusätzlich 
Zulassungssteuer (Bonus/Malus) mit CO2 Klassen

Finnland
12,2 bis 48,8 % Kaufpreis in Abh. von CO2 ab 2011 jährliche 
Steuer als Funktion von CO2

Großbritannien
Ab 2002: Bemessungsgrundlage der Firmenwagen-
besteuerung von CO2 und Jahresverdienst abhängig

Italien
Verschrottungsprämie: 1500,– €

Irland
14 % bis 36 % Prozentsatz Zulassungssteuer und jährliche 
Steuer gestaffelt nach CO2

Luxemburg
Jährliche Steuer auf CO2-Basis, Verschrottungsprämiie als 
Funktion von CO2

Malta
Zulassungs- und jährliche Steuer als Funktion von CO2

Niederlande
Zulassungssteuer CO2, Bonus/Malus von Effizienzklassen abhängig; 
jährliche Steuer: Bonus Otto < 110 g/km, Diesel < 95 g/km; ab 2012 Zulassungs- und 
Jahressteuer nach Kilometerangaben als Funktion von CO2

Norwegen
Importsteuer in Abhängigkeit von Gewicht und CO2 in Stufen bei 120, 140 und 180 g/km

Österreich
Ab 1992 Normverbrauchsabgabe mit max. 16 % Steuer vom Kaufpreis, 
ab 2010 Bonus bei 120 g/km und Malus bei 160 g/km für Otto

Portugal
Zulassungs- und jährliche Steuer als Funktion von Hubraum und CO2

Rumänien
Zulassungssteuer als Funktion von CO2

Schweden
Ab 07/2006: jährliche Steuer als Funktion von CO2

Slowenien
Ab 2010 Jahressteuer als Funktion von CO2

Spanien
Zulassungssteuer < 120 g/km 0 % und 200 g/km 14,75 %; 
Verschrottungsprämie in Funktion von CO2

Zypern
Zulassungssteuer und Boni für < 150 und < 120 g
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Doku und Links

Zu diesem und den anderen Vor-
trägen des Ökologieseminars
wird eine umfassende Dokumen-
tation erstellt. Diese können
über das Bildungswerk der ver.di
in Bayern, das auch der Veran-
stalter der Vortragsreihe ist, an-
gefordert werden. 
Herausgeber: ain und mti Bayern
Barbara.Zahn@verdi.de
Ulrich.bareiss@ain-online.net

ver.di http://www.verdi.de/
mti http://mti.verdi.de
AIN http://www.ain-online.net/

Der dreijährige Ausbildungs-
beruf „Augenoptiker“ wird
zum 1. August 2011 moderni-
siert.

Damit wird die technische Weiter-
entwicklung berücksichtigt, denn
einige handwerkliche Fertigkeiten
wie das „Bröckeln“ werden nicht
mehr benötigt. Die Brillengläser
werden heutzutage mit Hilfe von
High-Tech-Geräten in die Fassun-
gen eingearbeitet. Geändert hat
sich in der neuen, aber gleichna-
migen Berufsausbildung auch die
Prüfungsform. Es wird künftig die
„gestreckte“ Gesellenprüfung
 angewendet, das bedeutet, der
erste Teil der Gesellenprüfung löst
die bisherige Zwischenprüfung
ab. Sein Ergebnis ist Bestandteil
der Endnote. 

Eine Umsetzungshilfe „Ausbil-
dung gestalten“ wird derzeit vom
Bundesinstitut für Berufsbildung
(www.bibb.de) erarbeitet und
soll Anfang 2012 erscheinen.

Laut Zentralverband der Augen-
optiker hatten im Jahr 2010 ein
Drittel der Augenoptiker-Azubis
eine Hoch- oder Fachhochschul-
reife. Da der ZVA einen künftigen
Fachkräftemangel als eine seiner
„zentralen Herausforderungen“
sieht,  versucht er, auf Ausbil-
dungsmessen um Berufsnach-
wuchs zu werben. Das
angekündigte Berufsinformations-
portal für diesen Zweck
www.beerobi.de war zum
Redaktionsschluss allerdings noch
ohne Inhalt.

Als Weiterqualifizierung für Au-
genoptiker mit Meisterabschluss
oder vergleichbarem Studienab-
schluss und mindestens zwei Jah-
ren Berufserfahrung bietet der
ZVA seit 2010 eine Fortbildung
zum „Optometristen“ an. Die
Fortbildung dauert 270 Präsenz-
und 130 Online-Stunden. Außer-
dem gibt es in Zusammenarbeit
mit der FH Jena einen berufsbe-
gleitenden Bachelor für Gesellen
und Meister. Mehr Informationen
gibt es unter www.zva-akade-
mie.de W sus

Augenoptik

Ausbildung zum
1. August modernisiert

Der Akkreditierungsrat hat in seiner Sitzung im
Juni einstimmig beschlossen, dass eine optionale
Vergabe des Diplomgrades statt des Master- oder
Bachelorgrades nicht zulässig ist. Studiengänge,
welche dies vorsehen, seien nicht zulassungsfähig,
bereits akkreditierten Studiengängen, die dies be-
absichtigen, sei die Akkreditierung wieder zu
 entziehen. Die Verleihung des Diplomtitels wider-
spreche den gemeinsamen Strukturvorgaben der
Länder. Der Akkreditierungsrat ist das zentrale
 Beschlussgremium der Stiftung zur Anerkennung
von Studiengängen in Deutschland, die von den 
16 Bundesländern eingerichtet wurde. 

„Bizarr und grotesk“

Der Akkreditierungsrat widersprach damit den Plä-
nen von Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen,
die Verleihung des Diplomtitels zusätzlich möglich
zu machen. Der Deutsche Hochschulverband  be -

zeichnete diesen Beschluss als „bizarr und  grotesk“.
„Es gibt keinen vernünftigen Grund, bei Studien-
gängen, die unter Anerkennung und nach Maßgabe
der BA/MA-Struktur aufgebaut sind, die Vergabe des
Diplomgrades zu untersagen. Der Akkreditierungsrat
will mit seiner Entscheidung offenbar in eine neue
Eskalationsstufe eintreten und als Liquidator des
 Diploms in die Geschichtsbücher  eingehen.“

Die Vereinigung der neun großen Technischen Hoch-
schulen TU9 bekräftigte ebenfalls, dass der Grad
„Diplom-Ingenieur“ als „Markenzeichen deutscher
Ingenieursausbildung erhalten bleiben muss“.

Die Fachgruppe Industrie/Industrielle Dienstleistun-
gen hatte in ihrer Konferenz einen Antrag an den
ver.di-Bundesvorstand zur Erhaltung des Diplomti-
tels beschlossen. W

sus

Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Juli 2011Informationen für Mitglieder der Fachgruppe Industrie/industrielle Dienstleistungen im ver.di-Fachbereich 8 Juli 2011

Chemie

Bayer-Konzern:
Beschäftigung
 sichern

Die Sicherung der Arbeitsplätze
am Standort Deutschland soll
im Bayer-Konzern oberste Ziel-
setzung bleiben. Darauf
 verständigte sich am 8. Juli der
Bayer-Vorstand  mit dem Ge-
samtbetriebsrat und den
 Gewerkschaftsvertretern. Be-
schlossen wurde vor dem
 Hintergrund der diskutierten
Umstrukturierungen im Konzern
die direkte Aufnahme von Ver-
handlungen um die bestehende
Gesamtbetriebsvereinbarung
„Beschäftigungssicherung bei
Bayer“ noch dieses Jahr  vor -
zeitig bis 2015 zu verlängern. W

Chancengleichheit

ver.di fordert 
die Frauenquote

Die Bilanz von zehn Jahren frei-
williger Selbstverpflichtung der
Wirtschaft auf Chancengleich-
heit von Männern und Frauen
hat die stellvertretende Vorsit-
zende der Vereinten Dienstlei-
stungsgewerkschaft (ver.di),
Margret Mönig-Raane als „er-
nüchternd“ bezeichnet: „Der
erste Gleichstellungsbericht do-
kumentiert, dass sich damit an
der benachteiligten Situation
der Frauen auf dem Arbeits-
markt nichts Entscheidendes
zum Positiven gewendet hat.“
Es sei daher allerhöchste Zeit,
die im Gleichstellungsbericht
geforderten gesetzlichen Rege-
lungen umzusetzen: „Die Bun-
desregierung hat es jetzt in
ihrem eigenen Bericht schwarz
auf weiß: Wir brauchen gesetz-
lich vorgeschriebene Frauen-
quoten.“ Die deutsche Arbeits-
ministerin Ursula von der Leyen
(CDU) und die EU-Justizkom-
missarin Viviane Reding hatten
gefordert, den Frauenanteil im
Aufsichtsrat beziehungsweise
Vorstand bis 2015 auf 30 und
bis 2020 auf 40 Prozent zu er-
höhen. W

Diplomgrade

Akkreditierungsrat: 
Diplomgrade sind unzulässig
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Gewerkschaftsrat

Initiative zur Tarif-
einheit beendet

I N D U S T R I E

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Atomkatastrophe in Fukushima hat die De-
batte über die Energieversorgung neu belebt.
Auch der Gewerkschaftsrat hat sich in seiner
Sitzung im Mai mit diesem Thema befasst.
Nach intensiver Diskussion wurde ein energie-
politischer Antrag auf den Weg zum 3. Ordent-
lichen ver.di-Bundeskongress gebracht.
Gefordert wird der schnellstmögliche Ausstieg
aus der Atomenergie. Besonderen Wert legt der Antrag auf die
 Beschäftigungssicherung, was durch den Rückbau der Kraftwerke
 möglich sein sollte.

Auch die Politik hat reagiert: Die Laufzeitverlängerung ist vom Tisch,
die ältesten, abgeschalteten Kraftwerke sollen vom Netz bleiben, und
in einer Gesetzesinitiative ist der geordnete Ausstieg festgeschrieben.

Wir sehen die Bundesregierung in der Pflicht, ein umfassendes Ener-
giekonzept zu erarbeiten, die den Weg zu umweltschonender, aber
auch wirtschaftlicher Energieversorgung weist. Hier sind auch die
 Belange der Industrie zu berücksichtigen, die neben dem Strom vor
allem die Wärme brauchen. Gaskraftwerke können hier die Lösung
sein, und bis dahin, als Brückentechnologie, sicherlich auch die Kohle. 

Das Gebot der Stunde ist Energieeffizienz. Was gespart wird, muss
gar nicht erst produziert werden.

Für die Urlaubszeit wünsche ich euch und euren Angehörigen einen
schönen Urlaub, gute Erholung, und als eine Konsequenz aus dem
oben Beschriebenen den Umstieg aufs Fahrrad. W

Werner Filipowski
Mitglied des Gewerkschaftsrats 
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Vermessen

Wandel und 
Stillstand
Wandel und Stillstand in der
Vermessung war schon im  ers -
ten Industrie-Report ein Thema.
Der Tarifvertrag für die Beschäf-
tigten bei Öffentlich  bestellten
Vermessungsingenieuren ist seit
2002 in der Nach wirkung. Am
Stillstand hat sich nichts geän-
dert. Aber der Fachkräftemangel
hat die Vermesser erreicht 
(suedwestfalen-nachrichten.de).
Vermessen zu hoffen, dass dies
neuen Schwung bringt? Wandel
in Baden-Württemberg: Seit 
1. Juli übernehmen freie Inge-
nieure die Vermessungsarbeiten,
die Private in Auftrag geben
(Südwest Presse swp.de). Über
Wandel in der dualen Ausbil-
dung haben wir mehrfach  be -
richtet, jetzt mahnt der Ex-Vor-
sitzende des VDV Wandel bei
den Ingenieuren an, die zum
Geo informationsmanager mutie-
ren müssten. Da herrsche Still-
stand, so das vermessene(?)
 Urteil. Die interessanten Sachen
machten jetzt andere (business-
geomatics. com). W sus

Gefällt mir

„Ich habe nicht erwartet, dass es
in den eigenen Reihen solche
Kontroversen gibt“, sagte Bsirske
in der Fachbereichskonferenz.
„Heute würde ich es nicht noch-
mals so machen wie im Juli
2010.“ Doch in den aufbranden-
den Applaus der Konferenz fügte
er hinzu, dass er „in der Sache
nach wie vor von der Richtigkeit
überzeugt“ sei. Trotzdem war die
anschließende Abstimmung ein-

Die Initiative von BDA und DGB,
der ver.di-Gewerkschaftsrat als
auch ver.di-Bundesvorstand zuge-
stimmt hatten, sollte „die  Zer -
splitterung und Entsolidarisierung
verhindern“, hatte  ver.di-Vor -
sitzender Frank Bsirske noch bei
der  Bundesfachbereichs konferenz
 Medien, Kunst und Industrie 
Mitte April erläutert. Wo es aber
in ver.di Abstimmungen zur  Tarif -
einheit gab, sprachen sich die
ver.dianer mit großer Mehrheit
dagegen aus – nicht nur im Fach-
bereich 8, auch in Länder- und an-
deren Fachbereichskonferenzen.
Die Absicht, in einem  Unter -
nehmen allein die größte Gewerk-
schaft zum Maßstab für Streik -
recht und Friedenspflicht zu
 machen, sorgte für viel Unmut.

deutig: Bei nur drei Enthaltungen
wurden Bundesvorstand und Ge-
werkschaftsrat aufgefordert, „aus
der gemeinsamen DGB-BDA-In-
itiative zur gesetzlichen Regelung
der Tarifeinheit auszusteigen und
diese nicht weiter zu unterstüt-
zen. Der Bundesvorstand wird be-
auftragt, in diesem Sinn auch auf
den DGB-Vorstand einzuwirken.“
Nach dem Gewerkschaftsratsbe-
schluss zog der DGB die Not-
bremse: Das politische Ziel der
Tarifeinheit bleibe richtig, um
 Tarifpolitik zu stärken und  Tarif -
autonomie sicherzustellen. „Der
DGB sieht allerdings unter den
gegebenen Bedingungen keine
Möglichkeit, die Initiative von BDA
und DGB weiterzuverfolgen.“ W

sus

Die Initiative kam überraschend, der Widerstand in den Konferenzen
war heftig. Ende Mai beschloss der ver.di-Gewerkschaftsrat, aus der
 Initiative von DGB und Arbeitgebern zur gesetzlichen Regelung der
 Tarifeinheit auszusteigen. Am 7. Juni erklärte der DGB ihr Ende.

Die deutsche Automobilindu-
strie hat sich nach der Krise
sehr gut erholt und ist auf
Wachstumskurs. Insbesondere
auf Exportmärkten wie China
sind Fahrzeuge im Premium-
segment sehr gefragt. Und die
Gewinne sind auf Rekordkurs.
Gleichzeitig wird das Automo-
bil durch die Elektromobilität
praktisch neu erfunden und
man spricht vom demografi-
schen Wandel. Wie wirkt sich
nun diese Situation auf den
Fachkräftebedarf aus? Was ist
mit dem vielzitierten Fach-
kräfte- und Ingenieurmangel?
Dazu Überlegungen aus der
Sicht eines Betriebstrats in der
Autoindustrie.

An den deutschen Standorten
wurde die Automobilproduktion
nur moderat erhöht und dies bei
gleichzeitiger Erhöhung der
 Produktivität, das heißt, der Be-
schäftigungsstand im Produkti-
onsbereich ist gleichbleibend bis
leicht rückläufig. Hier sind über-
wiegend Facharbeiter eingesetzt,
der Fachkräftenachwuchs wird
durch die eigene Ausbildung
 ausreichend abgedeckt. Darauf
 achtet der Betriebsrat. Auch eine
große Zahl an Zeitarbeitneh-
 mer/in nen konnte in ein reguläres
Beschäftigungsverhältnis über-
nommen werden, ohnehin erhal-
ten die Zeitarbeitnehmer bei Audi
das gleiche Tarifentgelt wie die ei-
genen Mitarbeiter. Um Fachkräfte
für die E-Fahrzeuge zu haben,
werden in der Berufsausbildung
vermehrt Mechatroniker  ausge -
bildet und Mitarbeiter zu Elektro-
fachkräften weitergeschult.
Ebenso werden die Mitarbeiter
für die neuen Produktionsmetho-
den geschult.

Wettbewerb um Spezialisten

Im Ingenieursbereich und  ins -
besondere in der technischen
 Entwicklung ist durchaus ein
Wettbewerb um die besten Spe-
zialisten erkennbar. Hier werden

bei sogenannten Engpassqualifi-
kationen vereinzelt überdurch-
schnitt liche Gehälter bezahlt. Das
gab es aber auch schon früher.
Audi stellt zum Beispiel in diesem
und in den beiden nächsten Jah-
ren 1.200 Mitarbeiter, überwie-
gend im Akademikerbereich, ein.
Durch die hohe Attraktivität des
Unternehmens (etwa Entgelt und
Erfolgsbeteiligung, Sozialleistun-
gen, Entwicklungs- und Aufstiegs-
möglichkeiten, Vereinbarkeit von
Familie und Beruf, Frauenförde-
rung) übersteigen die Bewerbun-
gen die angebotenen Stellen um
ein Vielfaches. Weiter pflegt Audi
auch intensiven Kontakt mit den
Hochschulen, vergibt Diplom- 
und  Masterarbeiten und hat ein
 spezielles Programm für Dokto-
randen. Ein Mangel an gut  aus -
gebildeten Ingenieuren ist aus
meiner Sicht daher nicht erkenn-
bar.

Qualifizieren

Viele Facharbeiter nutzen die
Möglichkeit, um sich unter hohem
persönlichem und finanziellem
Engagement zum Meister oder
Techniker weiter zu qualifizieren.
Dies wird von Audi sogar durch
Förderprogramme finanziell un-
terstützt und durch  Wiederein -

Juli 2011

Fachkräftemangel 

Gute Bedingungen – 
gute Bewerbungen

stellungszusagen wird der Ar-
beitsplatz gesichert. Leider finden
diese Kollegen/innen nicht immer
einen ihrer Qualifikation entspre-
chenden Arbeitsplatz, sie „ver -
sauern“ in der Montage. Viele
Stellen, die für Ingenieure ausge-
schrieben sind, könnten aus
 meiner Sicht auch mit gut qualifi-
zierten Meistern oder Technikern
besetzt werden. 

Potenzial nutzen

Betriebliche Vorgesetzte könnten
auch mit etwas Fantasie die
 Arbeitsaufgaben innerhalb ihrer
 Abteilung entsprechend organi-
sieren. Hier geht dem Unterneh-
men eine Chance verloren, das
Potenzial der eigenen und hoch
motivierten Mitarbeiter zu nut-
zen. Aus meiner Sicht besteht hier
noch  Handlungs bedarf.

Fazit: Wer ausreichend ausbildet,
wer seine eigene Belegschaft
 entsprechend qualifiziert und zu-
kunftsfest macht und wer attrak-
tive Arbeitsbedingen bietet, hat
keinen Fachkräftemangel. W

Ulrich Bareiß
Mitglied des Betriebsrates 
der Audi AG Werk Ingolstadt

Meister-BAföG

Eine Chance auch 
in der Industrie

Die Zahl der Empfängerinnen
und Empfänger von „Meister-
BAföG“ stieg im vergangenen
Jahr um 5,6 Prozent. Wie das
Statistische Bundesamt mitteilt,
erhielten 2010 etwa 166 000
Personen „Meister-BAföG“-
 Leistungen nach dem Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetz.
31 Prozent der Geförderten
waren Frauen. Ihre Zahl nahm
gegenüber 2009 um sechs Pro-
zent auf rund 52.000 zu. Bei
den Männern stieg die Geför-
dertenzahl im Jahr 2010 im Ver-
gleich zum Vorjahr um 5,5
Prozent auf knapp 115.000. An
Förderleistungen wurden insge-
samt rund 519 Millionen Euro
bewilligt, 13,8 Prozent mehr als
2009. Mehr als jede zweite Fort-
 bildung wurde nach dem Berufs-
bildungsgesetz durchgeführt.
Hierunter fallen Fachwir te, Tech-
niker und Industriemeister.
Mehr Informationen unter
www.destatis.de W

Ranking

Traumjobs für 
Tüftler
Rankings sind beliebt – bei den
Siegern. Die Firma Trendence
hat 2011 ein „Graduate Baro-
meter“ erstellt, das im Manager
Magazin 5/2011 („Schwierige
Helden“) vorgestellt wurde.
Audi war zufrieden, die Firma
gewann sowohl bei den
„Traumjobs für Tüftler und Tech-
niker“ wie beim „Wunschzettel
für Betriebswirte“. Auffällig ist,
dass bei Ingenieuren und
BWLern unter den zehn besten
potenziellen Arbeitgebern fünf
bzw. vier Autobauer sind. Resü-
mee: Die heutige  Bewerber -
generation, „die die Macht der
Demografie hinter sich weiß“,
sei anspruchsvoll bei der
 Stellen wahl, und nicht nur auf
 Karriere, sondern auf eine
„Work-Life-Balance“ aus.
www.manager-
magazin.de W
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land. In der Schweiz hat
die Zürcher Hochschule
für Angewandte Wissen-
schaften zusammen 
mit zwei großen Unter-
nehmen untersucht, wie
Betriebe für Ingenieurin-
nen attraktiver werden
und die Hochschulen
mehr Studentinnen für
technische Studiengänge
gewinnen können. Er-
gebnis: Studentinnen be-
vorzugen Hochschulen,
in denen Technik und

Gesellschaft aufeinander bezogen
werden, und Betriebe, in denen es
eine kooperative Arbeitsorganisa-
tion gibt und ihre Laufbahnpla-
nung mit, und nicht trotz, einer
Familie ernst genommen wird. W

sus

Die Absolventen der Fächer
Mathematik, Ingenieurwissen-
schaften, Naturwissenschaften
und Technik (MINT) sind heut-
zutage begehrte Arbeitskräfte.
Kaum einer erinnert daran,
dass es auch Jahre gab, in
denen ein Diplom in Chemie
oder Physik keine direkte Ein-
trittskarte in die Arbeitswelt
war und daraufhin die Studen-
tenzahlen sanken. Jetzt wird
wieder gesucht und geworben,
und zwar schon in der Schule.

Die Fraunhofer-Talent-School
wirbt in Ferien-Workshops um die
Forscherinnen und Forscher von
Morgen, die sich ab dem Alter
von 14 Jahren für die Tüftel-Tage
im Oktober bewerben können.
Die Technische Hochschule Wildau
in Brandenburg bot in diesem

Jahr zum dritten Mal das zehn
Monate laufende  Projekt  „Schü-
ler-Ingenieur-Akademie“ an. 

„Women Wildly Wanted“  pro -
pagiert die Informatik an der Uni
 Lübeck mit einem Plakat voller
Kussmündchen. Zwischen zehn
und zwanzig Prozent schwankt
dort der Anteil weiblicher Studen-
ten, doch es sollen 50 Prozent
werden.

Die Hochschule Zittau/Görlitz
lockt ihre Studierenden mit einem
„Praktikumspark Lebendiger
Energiemix“ zum Durchhalten,
denn nicht nur die Geisteswissen-
schaften, auch die MINT-Fächer
kämpfen gegen Studienabbruch:
„Die Motivation, sich durch die
,trockenen’ ersten Semester zu
büffeln, soll gesteigert werden“,

heißt es in dem Aufruf. Zum Spaß
an „Tüfteln und Teamarbeit“ sind
alle Studierenden eingeladen,
nicht nur künftige Naturwissen-
schaftler.

Dieser Trend zur Nachwuchswer-
bung  betrifft nicht nur Deutsch-

MINT

Werben um den Nachwuchs

„Unterm Strich haben wir un-
sere Mandate gehalten“, resü-
miert der ver.di-Beauftragte
für die alle sechs Jahre statt-
findenden Sozialwahlen, Axel
Schmidt. Bei einigen Sozialver-
sicherungsträgern hat ver.di
sogar ein besseres Ergebnis
erreicht als 2005, allerdings
machen viele Fusionen in den
vergangenen Jahren einen di-
rekten Vergleich schwierig.
Insgesamt ist es nicht gelun-
gen, die Wahlbeteiligung von
rund 30 Prozent zu erhöhen.

Dabei hatte sich Schmidt extra
etwas Besonderes einfallen las-
sen, einen SMS-Alarm, der die
Abonnenten daran erinnern sollte,
die ihnen nach Hause geschickten
Wahlunterlagen dann ausgefüllt
rechtzeitig zu ihrem Versiche-
rungsträger zu senden. 300 ver.di-
Mitglieder haben diesen Service
genutzt, aber Schmidt sagt: 
„Ich würde es trotzdem wieder
machen, aber es war noch zu
kompliziert. Es muss einfacher

werden.“ Die Flyer zur Sozialwahl
stießen auf großes Interesse, so
dass der Sozialwahlfachmann
alles in allem zufrieden ist.

ver.di hat bei allen Sozialversiche-
rungsträgern mit einer eigenen
Liste kandidiert, ebenso wie die
IG Metall. Die restlichen DGB-Ge-
werkschaften haben gemeinsame
Listen präsentiert. Bei den Unfall-
versicherungen gibt es allerdings
im DGB die Absprache, „dass die
entsprechende branchenbezo-
gene Gewerkschaft federführend

ist und sich die anderen Gewerk-
schaften hier heraushalten“, er-
läutert Schmidt in „sopo aktuell
111“ mit dem Titel „ver.di sagt
Danke!“, die sich im Detail mit
den Wahlergebnissen beschäftigt. 

Deshalb kandidiert ver.di nicht bei
der Berufsgenossenschaft (BG)
Holz/Metall, die ihre Sozialwahl
erst zwischen dem 15. August
und dem 5. Oktober direkt in den
Betrieben organisiert. „Bei den
Berufsgenossenschaften sind die
Unternehmen Mitglieder, nicht die
Arbeitnehmer. Deshalb müssen
die Arbeitgeber die  Wahlunter -
lagen in den Betrieben an ihre Ar-
beitnehmer verteilen“, erläutert
Schmidt.

Eine ähnliche DGB- Absprache gilt
bei der BG Rohstoffe/Chemie/
Industrie, bei der BG BAU und bei
der BG Nahrungsmittel und
 Gastgewerbe. Schmidt empfiehlt
ver.di-Mitgliedern in diesen Berei-
chen die Wahl der DGB-Schwes -
ter gewerkschaft. 

Nach den konstituierenden
 Sitzungen der jetzt gewählten
Kandidatinnen und Kandidaten in
den Versichertenparlamenten im
September und Oktober wird
ver.di diese mit ihren Positionen
im Netz vorstellen. Sie sollen so
auch direkt erreichbar sein. W

sus

Die Ergebnisse im Detail:
www.sopo.verdi.de

Sozialwahl

Mandate gehalten
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Gewerkschaftsrat

Initiative zur Tarif-
einheit beendet

I N D U S T R I E

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Atomkatastrophe in Fukushima hat die De-
batte über die Energieversorgung neu belebt.
Auch der Gewerkschaftsrat hat sich in seiner
Sitzung im Mai mit diesem Thema befasst.
Nach intensiver Diskussion wurde ein energie-
politischer Antrag auf den Weg zum 3. Ordent-
lichen ver.di-Bundeskongress gebracht.
Gefordert wird der schnellstmögliche Ausstieg
aus der Atomenergie. Besonderen Wert legt der Antrag auf die
 Beschäftigungssicherung, was durch den Rückbau der Kraftwerke
 möglich sein sollte.

Auch die Politik hat reagiert: Die Laufzeitverlängerung ist vom Tisch,
die ältesten, abgeschalteten Kraftwerke sollen vom Netz bleiben, und
in einer Gesetzesinitiative ist der geordnete Ausstieg festgeschrieben.

Wir sehen die Bundesregierung in der Pflicht, ein umfassendes Ener-
giekonzept zu erarbeiten, die den Weg zu umweltschonender, aber
auch wirtschaftlicher Energieversorgung weist. Hier sind auch die
 Belange der Industrie zu berücksichtigen, die neben dem Strom vor
allem die Wärme brauchen. Gaskraftwerke können hier die Lösung
sein, und bis dahin, als Brückentechnologie, sicherlich auch die Kohle. 

Das Gebot der Stunde ist Energieeffizienz. Was gespart wird, muss
gar nicht erst produziert werden.

Für die vor uns liegende Urlaubszeit wünsche ich euch und euren An-
gehörigen einen schönen Urlaub, gute Erholung, und als eine Konse-
quenz aus dem oben Beschriebenen den Umstieg aufs Fahrrad. W

Werner Filipowski
Mitglied des Gewerkschaftsrats 
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Vermessen

Wandel und 
Stillstand
Wandel und Stillstand in der
Vermessung war schon im  ers -
ten Industrie-Report ein Thema.
Der Tarifvertrag für die Beschäf-
tigten bei Öffentlich  bestellten
Vermessungsingenieuren ist seit
2002 in der Nach wirkung. Am
Stillstand hat sich nichts geän-
dert. Aber der Fachkräftemangel
hat die Vermesser erreicht 
(suedwestfalen-nachrichten.de).
Vermessen zu hoffen, dass dies
neuen Schwung bringt? Wandel
in Baden-Württemberg: Seit 
1. Juli übernehmen freie Inge-
nieure die Vermessungsarbeiten,
die Private in Auftrag geben
(Südwest Presse swp.de). Über
Wandel in der dualen Ausbil-
dung haben wir mehrfach  be -
richtet, jetzt mahnt der Ex-Vor-
sitzende des VDV Wandel bei
den Ingenieuren an, die zum
Geo informationsmanager mutie-
ren müssten. Da herrsche Still-
stand, so das vermessene(?)
 Urteil. Die interessanten Sachen
machten jetzt andere (business-
geomatics. com). W sus

Gefällt mir

„Ich habe nicht erwartet, dass es
in den eigenen Reihen solche
Kontroversen gibt“, sagte Bsirske
in der Fachbereichskonferenz.
„Heute würde ich es nicht noch-
mals so machen wie im Juli
2010.“ Doch in den aufbranden-
den Applaus der Konferenz fügte
er hinzu, dass er „in der Sache
nach wie vor von der Richtigkeit
überzeugt“ sei. Trotzdem war die
anschließende Abstimmung ein-

Die Initiative von BDA und DGB,
der sowohl ver.di-Gewerkschafts-
rat als auch ver.di-Bundesvor-
stand zunächst zugestimmt
hatten, sollte „die Zersplitterung
und Entsolidarisierung verhin-
dern“, hatte ver.di-Vorsitzender
Frank Bsirske noch bei der Bun-
desfachbereichskonferenz Me-
dien, Kunst und Industrie Mitte
April erläutert. Wo es aber in
ver.di Abstimmungen gab zur Ab-
sicht, bei mehreren Gewerkschaf-
ten in einem Unternehmen, die
größte zum alleinigen Maßstab 
zu machen für Streikrecht und
Friedenspflicht, sprachen sich die
ver.dianer mit großer Mehrheit
dagegen aus – nicht nur im Fach-
bereich 8, sondern auch in vielen
Landeskonferenzen.

deutig: Bei nur drei Enthaltungen
wurden Bundesvorstand und Ge-
werkschaftsrat aufgefordert, „aus
der gemeinsamen DGB-BDA-In-
itiative zur gesetzlichen Regelung
der Tarifeinheit auszusteigen und
diese nicht weiter zu unterstüt-
zen. Der Bundesvorstand wird be-
auftragt, in diesem Sinn auch auf
den DGB-Vorstand einzuwirken.“
Nach dem Gewerkschaftsratsbe-
schluss zog der DGB die Not-
bremse: Das politische Ziel der
Tarifeinheit bleibe zwar richtig um
Tarifpolitik zu stärken und  Tarif -
autonomie sicherzustellen. „Der
DGB sieht allerdings unter den
gegebenen Bedingungen keine
Möglichkeit, die Initiative von BDA
und DGB weiterzuverfolgen.“ W

sus

Die Initiative kam überraschend, der Widerstand in den Konferenzen
war heftig. Ende Mai beschloss der ver.di-Gewerkschaftsrat, aus der
 Initiative von DGB und Arbeitgebern zur gesetzlichen Regelung der
 Tarifeinheit auszusteigen. Am 7. Juni erklärte der DGB ihr Ende.

Die deutsche Automobilindu-
strie hat sich nach der Krise
sehr gut erholt und ist auf
Wachstumskurs. Insbesondere
auf Exportmärkten wie China
sind Fahrzeuge im Premium-
segment sehr gefragt. Und die
Gewinne sind auf Rekordkurs.
Gleichzeitig wird das Automo-
bil durch die Elektromobilität
praktisch neu erfunden und
man spricht vom demografi-
schen Wandel. Wie wirkt sich
nun diese Situation auf den
Fachkräftebedarf aus? Was ist
mit dem vielzitierten Fach-
kräfte- und Ingenieurmangel?
Dazu Überlegungen aus der
Sicht eines Betriebstrats in der
Autoindustrie.

An den deutschen Standorten
wurde die Automobilproduktion
nur moderat erhöht und dies bei
gleichzeitiger Erhöhung der
 Produktivität, das heißt, der Be-
schäftigungsstand im Produkti-
onsbereich ist gleichbleibend bis
leicht rückläufig. Hier sind über-
wiegend Facharbeiter eingesetzt,
der Fachkräftenachwuchs wird
durch die eigene Ausbildung
 ausreichend abgedeckt. Darauf
 achtet der Betriebsrat. Auch eine
große Zahl an Zeitarbeitneh-
 mer/in nen konnte in ein reguläres
Beschäftigungsverhältnis über-
nommen werden, ohnehin erhal-
ten die Zeitarbeitnehmer bei Audi
das gleiche Tarifentgelt wie die ei-
genen Mitarbeiter. Um Fachkräfte
für die E-Fahrzeuge zu haben,
werden in der Berufsausbildung
vermehrt Mechatroniker  ausge -
bildet und Mitarbeiter zu Elektro-
fachkräften weitergeschult.
Ebenso werden die Mitarbeiter
für die neuen Produktionsmetho-
den geschult.

Im Ingenieursbereich und  ins -
besondere in der technischen
 Entwicklung ist durchaus ein
Wettbewerb um die besten Spe-
zialisten erkennbar. Hier werden
bei sogenannten Engpassqualifi-
kationen vereinzelt überdurch-

schnitt liche Gehälter bezahlt. Das
gab es aber auch schon früher.
Audi stellt zum Beispiel in diesem
und in den beiden nächsten Jah-
ren 1.200 Mitarbeiter, überwie-
gend im Akademikerbereich, ein.
Durch die hohe Attraktivität des
Unternehmens (etwa Entgelt und
Erfolgsbeteiligung, Sozialleistun-
gen, Entwicklungs- und Aufstiegs-
möglichkeiten, Vereinbarkeit von
Familie und Beruf, Frauenförde-
rung) übersteigen die Bewerbun-
gen die angebotenen Stellen um
ein Vielfaches. Weiter pflegt Audi
auch intensiven Kontakt mit den
Hochschulen, vergibt Diplom- 
und  Masterarbeiten und hat ein
 spezielles Programm für Dokto-
randen. Ein Mangel an gut  aus -
gebildeten Ingenieuren ist aus
meiner Sicht daher nicht erkenn-
bar.

Viele Facharbeiter nutzen die
Möglichkeit, um sich unter hohem
persönlichem und finanziellem
Engagement zum Meister oder
Techniker weiter zu qualifizieren.
Dies wird von Audi sogar durch
Förderprogramme finanziell un-
terstützt und durch  Wiederein -

Juli 2011

Fachkräftemangel 

Gute Bedingungen – 
gute Bewerbungen

stellungszusagen wird der Ar-
beitsplatz gesichert. Leider finden
diese Kollegen/innen nicht immer
einen ihrer Qualifikation entspre-
chenden Arbeitsplatz, sie „ver -
sauern“ in der Montage. Viele
Stellen, die für Ingenieure ausge-
schrieben sind, könnten aus
 meiner Sicht auch mit gut qualifi-
zierten Meistern oder Technikern
besetzt werden. Betriebliche Vor-
gesetzte könnten auch mit etwas
Fantasie die Arbeitsaufgaben in-
nerhalb ihrer Abteilung entspre-
chend organisieren. Hier geht
dem Unternehmen eine Chance
verloren, das Potenzial der eige-
nen und hoch motivierten Mitar-
beiter zu nutzen. Aus meiner Sicht
besteht hier noch  Handlungs -
bedarf.

Fazit: Wer ausreichend ausbildet,
wer seine eigene Belegschaft
 entsprechend qualifiziert und zu-
kunftsfest macht und wer attrak-
tive Arbeitsbedingen bietet, hat
keinen Fachkräftemangel. W

Ulrich Bareiß
Mitglied des Betriebsrates 
der Audi AG Werk Ingolstadt

Meister-BAföG

Eine Chance auch 
in der Industrie

Die Zahl der Empfängerinnen
und Empfänger von „Meister-
BAföG“ stieg im vergangenen
Jahr um 5,6 Prozent. Wie das
Statistische Bundesamt mitteilt,
erhielten 2010 etwa 166 000
Personen „Meister-BAföG“-
 Leistungen nach dem Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetz.
31 Prozent der Geförderten
waren Frauen. Ihre Zahl nahm
gegenüber 2009 um sechs Pro-
zent auf rund 52.000 zu. Bei
den Männern stieg die Geför-
dertenzahl im Jahr 2010 im Ver-
gleich zum Vorjahr um 5,5
Prozent auf knapp 115.000. An
Förderleistungen wurden insge-
samt rund 519 Millionen Euro
bewilligt, 13,8 Prozent mehr als
2009. Mehr als jede zweite Fort-
 bildung wurde nach dem Berufs-
bildungsgesetz durchgeführt.
Hierunter fallen Fachwir te, Tech-
niker und Industriemeister.
Mehr Informationen unter
www.destatis.de W

Ranking

Traumjobs für 
Tüftler
Rankings sind beliebt – bei den
Siegern. Die Firma Trendence
hat 2011 ein „Graduate Baro-
meter“ erstellt, das im Manager
Magazin 5/2011 („Schwierige
Helden“) vorgestellt wurde.
Audi war zufrieden, die Firma
gewann sowohl bei den
„Traumjobs für Tüftler und Tech-
niker“ wie beim „Wunschzettel
für Betriebswirte“. Auffällig ist,
dass bei Ingenieuren und
BWLern unter den zehn besten
potenziellen Arbeitgebern fünf
bzw. vier Autobauer sind. Resü-
mee: Die heutige  Bewerber -
generation, „die die Macht der
Demografie hinter sich weiß“,
sei anspruchsvoll bei der
 Stellen wahl, und nicht nur auf
 Karriere, sondern auf eine
„Work-Life-Balance“ aus.
www.manager-
magazin.de W
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land. In der Schweiz hat
die Zürcher Hochschule
für Angewandte Wissen-
schaften zusammen 
mit zwei großen Unter-
nehmen untersucht, wie
Betriebe für Ingenieurin-
nen attraktiver werden
und die Hochschulen
mehr Studentinnen für
technische Studiengänge
gewinnen können. Er-
gebnis: Studentinnen be-
vorzugen Hochschulen,
in denen Technik und

Gesellschaft aufeinander bezogen
werden, und Betriebe, in denen es
eine kooperative Arbeitsorganisa-
tion gibt und ihre Laufbahnpla-
nung mit, und nicht trotz, einer
Familie ernst genommen wird. W

sus

Die Absolventen der Fächer
Mathematik, Ingenieurwissen-
schaften, Naturwissenschaften
und Technik (MINT) sind heut-
zutage begehrte Arbeitskräfte.
Kaum einer erinnert daran,
dass es auch Jahre gab, in
denen ein Diplom in Chemie
oder Physik keine direkte Ein-
trittskarte in die Arbeitswelt
war und daraufhin die Studen-
tenzahlen sanken. Jetzt wird
wieder gesucht und geworben,
und zwar schon in der Schule.

Die Fraunhofer-Talent-School
wirbt in Ferien-Workshops um die
Forscherinnen und Forscher von
Morgen, die sich ab dem Alter
von 14 Jahren für die Tüftel-Tage
im Oktober bewerben können.
Die Technische Hochschule Wildau
in Brandenburg bot in diesem

Jahr zum dritten Mal das zehn
Monate laufende  Projekt  „Schü-
ler-Ingenieur-Akademie“ an. 

„Women Wildly Wanted“  pro -
pagiert die Informatik an der Uni
 Lübeck mit einem Plakat voller
Kussmündchen. Zwischen zehn
und zwanzig Prozent schwankt
dort der Anteil weiblicher Studen-
ten, doch es sollen 50 Prozent
werden.

Die Hochschule Zittau/Görlitz
lockt ihre Studierenden mit einem
„Praktikumspark Lebendiger
Energiemix“ zum Durchhalten,
denn nicht nur die Geisteswissen-
schaften, auch die MINT-Fächer
kämpfen gegen Studienabbruch:
„Die Motivation, sich durch die
,trockenen’ ersten Semester zu
büffeln, soll gesteigert werden“,

heißt es in dem Aufruf. Zum Spaß
an „Tüfteln und Teamarbeit“ sind
alle Studierenden eingeladen,
nicht nur künftige Naturwissen-
schaftler.

Dieser Trend zur Nachwuchswer-
bung  betrifft nicht nur Deutsch-

MINT

Werben um den Nachwuchs

„Unterm Strich haben wir un-
sere Mandate gehalten“, resü-
miert der ver.di-Beauftragte
für die alle sechs Jahre statt-
findenden Sozialwahlen, Axel
Schmidt. Bei einigen Sozialver-
sicherungsträgern hat ver.di
sogar ein besseres Ergebnis
erreicht als 2005, allerdings
machen viele Fusionen in den
vergangenen Jahren einen di-
rekten Vergleich schwierig.
Insgesamt ist es nicht gelun-
gen, die Wahlbeteiligung von
rund 30 Prozent zu erhöhen.

Dabei hatte sich Schmidt extra
etwas Besonderes einfallen las-
sen, einen SMS-Alarm, der die
Abonnenten daran erinnern sollte,
die ihnen nach Hause geschickten
Wahlunterlagen dann ausgefüllt
rechtzeitig zu ihrem Versiche-
rungsträger zu senden. 300 ver.di-
Mitglieder haben diesen Service
genutzt, aber Schmidt sagt: 
„Ich würde es trotzdem wieder
machen, aber es war noch zu
kompliziert. Es muss einfacher

werden.“ Die Flyer zur Sozialwahl
stießen auf großes Interesse, so
dass der Sozialwahlfachmann
alles in allem zufrieden ist.

ver.di hat bei allen Sozialversiche-
rungsträgern mit einer eigenen
Liste kandidiert, ebenso wie die
IG Metall. Die restlichen DGB-Ge-
werkschaften haben gemeinsame
Listen präsentiert. Bei den Unfall-
versicherungen gibt es allerdings
im DGB die Absprache, „dass die
entsprechende branchenbezo-
gene Gewerkschaft federführend

ist und sich die anderen Gewerk-
schaften hier heraushalten“, er-
läutert Schmidt in „sopo aktuell
111“ mit dem Titel „ver.di sagt
Danke!“, die sich im Detail mit
den Wahlergebnissen beschäftigt. 

Deshalb kandidiert ver.di nicht bei
der Berufsgenossenschaft (BG)
Holz/Metall, die ihre Sozialwahl
erst zwischen dem 15. August
und dem 5. Oktober direkt in den
Betrieben organisiert. „Bei den
Berufsgenossenschaften sind die
Unternehmen Mitglieder, nicht die
Arbeitnehmer. Deshalb müssen
die Arbeitgeber die  Wahlunter -
lagen in den Betrieben an ihre Ar-
beitnehmer verteilen“, erläutert
Schmidt.

Eine ähnliche DGB- Absprache gilt
bei der BG Rohstoffe/Chemie/
Industrie, bei der BG BAU und bei
der BG Nahrungsmittel und
 Gastgewerbe. Schmidt empfiehlt
ver.di-Mitgliedern in diesen Berei-
chen die Wahl der DGB-Schwes -
ter gewerkschaft. 

Nach den konstituierenden
 Sitzungen der jetzt gewählten
Kandidatinnen und Kandidaten in
den Versichertenparlamenten im
September und Oktober wird
ver.di diese mit ihren Positionen
im Netz vorstellen. Sie sollen so
auch direkt erreichbar sein. W

sus

Die Ergebnisse im Detail:
www.sopo.verdi.de
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